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Französischer Esprit
Glückwunsch ans französische Volk! Als deutscher Michel
möchte man bass erblassen vor Neid. Wochenlanger harter
und entschlossener Kampf Abertausender auf den Straßen, in
den Parlamenten zwang die neoliberale Regierung in Paris
zum Einlen-ken: Das Gesetz zur Arbeitsrechtsreform, dessen
Umsetzung der Verlust ungezählter Arbeitsplätze bedeutet
und den Unternehmern alle Türen zur Willkür besonders
gegen jugendliche Arbeitssuchende bedeutet hätte, wurde
gekippt.
Man könnte aber auch weinen. Warum solcher massenhafter
Widerstand nicht auch in Deutschland? Manch Bischofferoder
hat vor knapp dreizehn Jahren geweint, als ihr Wunsch, mit
ihrem Kampf um ihre Arbeitsplätze in Deutschland ein Signal,
einen „Flächenbrand“ auszulösen, vergeblich blieb.
1968 entsetzten die Pariser Studentenunruhen die „Demo-
kraten“ aller Welt. 1995 lösten die Studenten- und Arbeiter-
kämpfe in Frankreich Solidarität auch in Deutschland aus.
Unterschriftensammlungen und Grußadressen wenigstens.
Ansonsten blieb und bleibt es ruhig in Deutschland. Hartz IV
ließen sich die Deutschen fast widerstandslos überziehen,
man nimmt die Willkür der Unternehmerverbände hin, wie das
Schaf das Schlachten. Der deutsche Michel schreckt aus
dem Alptraum höchstens mal kurz auf, wenn es ihn persön-
lich trifft; ansonsten schläft er ruhig weiter. 
Widerstand hat ja doch keinen Zweck.
Und er sieht manchen Tages vom Straßenrand aus einen
Trupp Demonstranten mit großen handbemalten Plakaten,
greift sich an den Kopf: Diese unbelehrbaren Spinner!
Und er beruhigt abwinkend sein Gewissen: 
Die da oben machen ja doch, was sie wollen!
Da kommt einem die Erinnerung an „Deutschland. Ein Winter-
märchen“, das Heinrich Heine sang, als er ein paar Jahre kurz
vor der 48er Revolution aus dem Pariser Exil kurz in seine
geliebte deutsche Heimat zurückkehrte.
Zu Aachen langweilen sich auf der Straß´
Die Hunde, sie flehn untertänig:
„Gib uns einen Fußtritt, o Fremdling, das wird
Vielleicht uns zerstreuen ein wenig.“
Und er begegnet bei seiner Heimkehr am deutschen Ufer des
Rheins einem Harfenmädchen.
Sie sang vom irdischen Jammertal,
Von Freuden, die bald zerronnen,
Vom Jenseits, wo die Seele schwelgt
Verklärt in ew´gen Wonnen.
Sie sang das alte Entsagungslied,
Das Eiapopeia vom Himmel,
Womit man einlullt, wenn es greint.
Das Volk, den großen Lümmel.

Ja, ja, diesem Lümmel gilt es zu begegnen, wenn nicht gleich
mit Polizeiknüppeln, Tränengas und Wasserwerfern, dann
doch mit journalistischer Vorsorge. Die Nachrichtenagentur
dpa warnt  angesichts der neuen französischen Verhältnisse:
„Im Schlepptau der Studenten setzten sich Hardliner durch“,
deren Konfliktkurs jedoch viele Arbeitnehmer in der
Privatwirtschaft abschrecken würde. In Deutschland, wo doch
alle Zeichen auf Privatisierung der Wirtschaft gestellt werden,
zuletzt auf dem sächsischen Landesparteitag der FDP in Bad
Düben kann man das nicht gebrauchen.
Wie bedauerte doch Heine 1844 im Vorwort zu seinem „Win-
termärchen“? Was ich mit ... Leidwesen voraussehe, das ist
das Zeter jener Pharisäer, die jetzt .... auch die volle Liebe
und Hochachtung der Zensur genießen und in der Tages-
presse den Ton angeben können.“           • EKKEHARD FRITZ
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Gefälligkeitstarifverträge erlaubt 
Es mutete wie ein vorgezogener Aprilscherz an, als das
Bundesarbeitsgericht am 28. März 2006 die Christliche Ge-
werkschaft Metall (CGM) als tariffähige Vereinigung anerkann-
te. Die IG Metall hat mit einem jahrelangen Rechtsstreit ver-
sucht, dem unsäglichen Treiben der CGM eine Ende zu berei-
ten. Denn die CGM betreibt aufgrund der geringen Mit-
gliederzahlen eine seltsame „Tarifpolitik“: Sie schließt mit den
Arbeitgebern in der Metall- und Elektroindustrie arbeitgeber-
freundliche Gefälligkeitstarifverträge ab, mit denen massiver
Sozialabbau und Lohndumping betrieben wird. Ohne Zögern
werden Arbeitgeberwünsche erfüllt. Kein Problem, denn sie
verfügt ohnehin über keinerlei Rückgrat in den Belegschaften –
und damit fehlt auch das Kritikpotential: Die CGM organisiert
ganze 0,36 Prozent (!) der Betriebsräte in der Branche, die IG
Metall dagegen 74 Prozent.
Leider hat das Bundesarbeitsgericht (wiederholt) gezeigt, dass
es sich in grundlegenden, nicht nur kosmetischen Fragen
gegen die Interessen der Arbeiter und Angestellten in diesem
Land stellt. Früher hatten wir einen Begriff dafür: Klassenjustiz.

• BERND SELLIN

Die personifizierte Katastrophe
In Sachsen gab es soeben zwei Katastrophen: die Flut und
Ministerpräsident Milbradt. Der behauptete tagelang, dieses
Frühjahrshochwasser sei so schlimm nicht. Weshalb er ein
staatliches Hilfsprogramm ablehnte. Inzwischen musste doch
Hilfe versprochen werden und sich der CDU-Mann für diese
Unverschämtheit gegenüber Tausenden Sachsen entschuldi-
gen. Deren gerade wieder hergerichteten Häuser längs der
Elbe standen dieses Jahr zwar nicht wieder bis zum zweiten
Stock, aber mitunter doch bis zum Erdgeschoss im Wasser,
tagelang. Der Mehrheit von ihnen wurde nach 2002 der
Versicherungsschutz gekündigt. Neue Policen zu exorbitanten
Preisen abzuschließen, war den meisten Hausbesitzern und
auch Unternehmern kaum möglich.
Eine personifizierte Katastrophe wie unser Landesoberhaupt
Milbradt hat das natürlich nicht im Blick. Wozu auch, die näch-
sten Landtagswahlen sind fern. Entsprechend ignorant seine
„Entschuldigung“: Er wollte Sachsen nicht als Katastrophenland
darstellen, denn der französische Investor Saint Gobian sollte
nicht denken, Sachsens Dämme böten keinen rechten Hoch-
wasserschutz. Es gehe schließlich um 250 Arbeitsplätze im
Glaswerk Torgau an der Elbe. 
Sachsens Dämme sind kein rechter Hochwasserschutz! Seit
2002 wurde an ganzen 50 Damm-Kilometern gearbeitet – in
Sachsen-Anhalt immerhin an 400. 
Fragen gibt es darüberhinaus noch viele: Warum wurden
Sandsäcke nicht bereits vorsorglich bereitgestellt, als Klarheit
über die diesjährigen Schneemengen in den Mittelgebirgen
herrschte? Warum sind Vermessungsdaten, die sich schon
2002 als fehlerhaft erwiesen, bis heute nicht korrigiert? Warum
genehmigen Regierungspräsidien immer noch Straßen- und
Brückenbauten in den Elbauen? Kein Wunder, dass sich Georg
Milbradt für seine Hochnäsigkeit im Landtag und nicht vor den
Hochwasser-Opfern entschuldigte. Denn die hatten ihm bei
einem Vor-Ort-Besuch wütend nahegelegt, er solle mitsamt sei-
ner unfähigen Regierung die Koffer packen.

• WART

LN. Politik von „Teile und
Herrsche“ durch Klinikvor-
stand und sächsische Staats-
regierung muss endlich been-
det werden – in diesem Sinne
unterstützen Dr. Volker Kü-
low und Dr. Dietmar Pell-
mann als Abgeordnete des
Sächsischen Landtages und
als Leipziger Stadträte  nach-
drücklich die vielfältigen Pro-
testaktionen, die es seit Wo-
chen am Leipziger Universi-
tätsklinikum gibt. Personal-
mangel, unbezahlte Über-
stunden und Gehaltskürzun-
gen sowie Forschung und
Lehre in der Freizeit sind nur
einige bedrückende Tatsa-
chen aus dem Klinikalltag,
die das Fass zum Überlaufen
gebracht haben. 

Für die beiden Linkspolitiker
haben diese nicht länger tragba-
ren Zustände viele Ursachen:
„In erster Linie ist dafür die
verfehlte Gesundheitspolitik
auf Bundesebene verantwort-

lich. Aber auch auf Landes-
ebene gibt es selbst verschulde-
te Fehlentwicklungen. So er-
weist sich die Umwandlung der
Universitätsklinik in eine An-
stalt öffentlichen Rechts immer
mehr als ein Instrument zur
beschleunigten knallharten
Ökonomisierung. Es wurde sei-
tens der sächsischen Staatsre-
gierung vor Jahren bewusst ig-
noriert, dass ein Universitäts-
klinikum, will es seinen Aufga-
ben in Lehre, Forschung und
Patientenversorgung gerecht
werden, nicht wie ein klassi-
sches Wirtschaftsunternehmen
verwaltet und gesteuert werden
kann. Nach alledem kann sich
die sächsische Staatsregierung
heute nicht auf den Weg des
Problemaussitzens begeben.“ 
Sie fordern sowohl die sächsi-
sche Wissenschaftsministerin
Barbara Ludwig als auch Ge-
sundheitsministerin Helma
Orosz dringend auf, sich nach
Leipzig zu begeben und das
klärende Gespräch mit allen

Beteiligten zu führen. Zugleich
erwarten sie eine Teilnahme
beider Ministerinnen an der für
den 19. April in Leipzig ange-
kündigten großen Ärztekundge-
bung (nach Redaktionsschluss). 
Gleichzeitig sollten die Minis-
terinnen die Vorstände der Uni-
versitätsklinik dringend zur
Ordnung rufen. Denn mit ihren
haltlosen Aussagen, dass wäh-
rend der Streikaktionen die
Arbeit der bei der Fakultät an-
gestellten Ärzte von denen bei
der Anstalt öffentlichen Rechts
übernommen werden müssten,
heizen sie nach dem Prinzip
„Teile und Herrsche“ ohnehin
bestehende Konflikte in skan-
dalöser Weise weiter an. 
Es ergeht der der dringende
Appell  an die gesamte Ärzte-
schaft des Universitätsklini-
kums, sich von derartigen
Aufforderungen zum Streik-
bruch nicht einschüchtern zu
lassen und sich zugleich auch für
die Interessen des nichtärztli-
chen Personals mit einzusetzen. 

Linkspartei unterstützt 

Protestaktionen an
Leipziger Universitätsklinik

1. MMai 22006
Zentrale MMaikundgebung ddes DDGB

Leipzig –– AAugustusplatz
Demonstration 10 Uhr ab Connewitzer Kreuz

13 Uhr bis 20 Uhr: Bürger gegen Rechts 
Laufaktion um den Cityring mit Start und Ziel Augustusplatz, 

beteiligt sind unter anderem der Bund der Antifaschisten, das Friedenszentrum,
die IG Metall und die nato.

Aufstehen ggegen ddie VVerhältnisse!
Unter diesem Motto beteiligt sich der Linksblock an der Maidemonstration
Dann allerdings trennen sich die Wege. Am Hauptbahnhof heißt es

ab 12 Uhr: Sitzenbleiben ggegen NNazis!
Weil, wie die vom Leipziger linxxnet  unterstützten antifaschistischen Jugendlichen aus den

Erfahrungen der letzten Jahre wissen, „eine von vielen getragene Blockade auf der Marschroute
ein sehr effektives Mittel zur Verhinderung des Nazi-Aufmarsches ist. Symbolische

Demokratierituale wie Kundgebungen und Aktionen, die abseits von der Nazi-Route stattfinden,
reichen nicht aus, da sie weder die Nazis stoppen noch stören“.

Mit Zustellung der Auflagenbeschei-
de an die beiden Anmelder Worch
und Hupka hat die Stadt Leipzig die
Aufmärsche von Rechtsextremisten
am 1. Mai genehmigt. Die Stadt geht
damit einmal mehr den Weg des
geringsten Widerstandes, ohne das
Problem zu lösen. Schlimmer, die
Stadtverwaltung behauptet, für ein
Verbot der Aufmärsche bestünde
„prinzipiell keine Möglichkeit“, (LVZ
vom 15. April).
Möglicher Angriffspunkt für Verbots-
bemühungen gegen die beiden Auf-
märsche ist einerseits die Gefähr-
dung der öffentlichen Sicherheit. An-
dererseits ist  ersichtlich, dass es
sich bei den beiden geplanten De-
monstrationszügen eindeutig um ein
und dieselbe Veranstaltung („Stern-
marsch“) handelt, die laut Worch
lediglich „aus taktischen Gründen“

auf zwei verschiedenen Routen statt-
finden soll. Rechtlich ist es damit
möglich, eine der beiden Routen
komplett zu untersagen oder beide
Routen zusammenzulegen und nur
einen Demonstrationszug zu geneh-
migen.
Erst kürzlich, am 8. April 2006, ist es
gelungen, gleich drei geplante Nazi-
aufmärsche in Mainz, Bingen, und
Bautzen gerichtlich zu verbieten und
dieses Verbot auch in höheren
Instanzen aufrecht zu erhalten. Auch
der von Worch nach dem gleichen
Schema wie in Leipzig geplante
„Sternmarsch“ in Göttingen am 13.
Mai ist nach derzeitigem Rechtsstand
untersagt.

• KLARA NAUMANN
für die Leipziger Antifagruppe (LeA)

Nachfragen unter: 
antifa-leipzig@systemli.org 

Rechtsextremisten  am 1. Mai  in Leipzig

Foto: Märker
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Hartz IV ist gescheitert – und das
gründlich. Anstatt die Arbeitslo-
sigkeit abzubauen, ist sie in den
letzten 15 Monaten weiter gestie-
gen. Anstatt versicherungspflichti-
ge und existenzsichernde
Arbeitsplätze zu schaffen, ist der
Niedriglohnsektor immer mehr
aufgebläht worden. Anstatt Armut
zu bekämpfen, hat sie sich in
Deutschland, vor allem in den
neuen Bundesländern, immer
mehr zu einer Massenerscheinung
ausgeweitet. An alledem ist
bereits eine ganze Bundesregie-
rung zerbrochen. Wer nun ange-
nommen hat, dass die neue
Bundesregierung endlich zur
Vernunft kommen und gründlich
umsteuern würde, muss sich
schon nach kurzer Amtszeit eines
Besseren belehren lassen. Das
Merkel-Kabinett verfährt nicht nur
nach dem Prinzip „Weiter so“,
sondern hat die Flucht nach vorn
angetreten.

Flucht nach vorn
Nötig wären ein Investitions- und Be-
schäftigungsprogramm, die Einführung
eines gesetzlichen  Mindestlohnes und
eine umfassende Steuerreform. Dadurch

könnten nicht nur mehr Arbeitsplätze ent-
stehen, mehr Kaufkraft würde zugleich
die Binnennachfrage stärken und die so-
zialen Versicherungssysteme könnten
ihre Einnahmesituation erheblich stabili-
sieren. Nichts von alledem geschieht.
Stattdessen verfährt die Große Koalition
in Berlin nach dem Motto: Ein Schritt
vor, drei Schritte zurück! So erhalten ab
Juli ostdeutsche Bezieher von Arbeits-
losengeld II nun endlich zumindest den
gleichen Regelsatz von 345 Euro wie ihre
westdeutschen Leidensgenossen. Dies
kostet den Staat ca. 600 Millionen Euro.
Zugleich wird es bis auf weiteres nicht zu

einer Anhebung dieses Regelsatzes kom-
men, die dringend nötig wäre, denn die-
ser Regelsatz basiert auf dem Preisniveau
des Jahres 1998. Welche Auswirkungen
stattdessen die Anhebung der Mehrwert-
steuer auf 19 Prozent ab Januar 2007, ins-
besondere für die Hartz-IV-Betroffenen
haben wird, kann man sich leicht aus-
rechnen. Hinzu kommt, dass bereits seit
1. April dieses Jahres auf Unterstützung
angewiesene Jugendliche bis zur Voll-
endung des 25. Lebensjahres faktisch
nicht aus der elterlichen Wohnung auszie-
hen dürfen, weil sie nur noch im absolu-
ten Ausnahmefall die Kosten für eine
eigene Wohnung erstattet bekommen. Für
diese jungen Menschen bedeutet das auf
der einen Seite eine Anhebung des
Volljährigkeitsalters; auf der anderen

Seite dürfen sie aber gegebenenfalls bei
der Bundeswehr ihre Haut zum Markte
tragen. Diese Maßnahme soll zu jährli-
chen Einsparungen von 300 Millionen
Euro führen. Weil das noch nicht genug
ist, wird an anderer Stelle kräftiger zuge-
langt. Ab 1. Januar 2007 werden für
Empfänger von Arbeitslosengeld II nicht
mehr wie bisher 78, sondern nur noch 40
Euro monatlich in die Rentenkassen ein-
gezahlt. Damit erwerben die Betroffenen,
wenn für sie ein Jahr gezahlt wird,  nur
noch eine Steigerung der späteren Rente
von 2,18 Euro. Damit ist nicht nur Al-
tersarmut vorprogrammiert; dies ist zu-
gleich mit eine Begründung, weshalb es
nicht zur Steigerung der Bestandsrenten
kommt. Die ganze Maßnahme soll zu
jährlichen Einsparungen von 3 Milliarden
Euro führen, die dann natürlich in der
Rentenkasse fehlen. So verkehrt sich die
gepriesene Wohltat der Regelsatzanglei-
chung in ihr ganzes Gegenteil. 

Immer mehr
Bedarfsgemeinschaften

Bereits in einem früheren Beitrag in die-
ser Zeitung hatten wir auf die völligen
Fehlprognosen hinsichtlich der Zahl der
auf Arbeitslosengeld II Angewiesenen
durch Bund und Land hingewiesen. Die-
ser Trend hat sich weiter fortgesetzt. En-
de Januar dieses Jahres gab es in Sachsen
314 397 so genannte Bedarfsgemein-
schaften (auch alle folgenden statisti-
schen Angaben beziehen sich auf Ende
Januar 2006) mit insgesamt 535 558 Per-
sonen. Noch Ende 2004 hatte man in den
sächsischen kreisfreien Städten mit 46
Prozent weniger Bedarfsgemeinschaften
gerechnet und in den Landkreisen sollte
die Zahl um fast ein Drittel niedriger lie-
gen. Diese eklatante Fehlkalkulation
wirkt sich bis heute erheblich auf die
Arbeitsabläufe in den Arbeitsgemein-
schaften sowie den Ämtern in den Op-
tionskreisen aus, denn das Personal hielt
mit dem Anstieg der zu betreuenden
Arbeitslosen nicht Schritt. Darüber hin-
aus haben insbesondere die sächsischen
Großstädte zusätzliche Belastungen ihrer

Haushalte zu tragen, weil die
Zuweisungen von Bund und Land nicht
ausreichen.
Von den Gesamtmitgliedern der sächsi-
schen Bedarfsgemeinschaften gelten
422 433 als erwerbsfähig. Von diesen
sind mehr als 92 000 im Alter bis 25
Jahre, also eine Personengruppe, die,
ginge es nach den großspurigen Ankündi-
gungen des ehemaligen Bundeswirt-
schaftsministers, dort gar nicht mehr auf-
tauchen dürften. Denn Wolfgang Clement
wollte schon vor Jahresfrist all diesen
Jugendlichen ein Vermittlungsangebot
unterbreitet haben. Erschreckend ist
auch, dass zu den auf Sozialhilfeniveau
Lebenden 108 500 Kinder im Alter bis 15
Jahren gehören. 
Angesichts der Politik, wie sie sowohl die
Bundesregierung als auch die sächsische
Landesregierung betreiben, ist kurz- und
mittelfristig nicht mit einem spürbaren
Absinken der Zahl der Bedarfsgemein-
schaften und der Hilfebedürftigen zu
rechnen. Es könnte sogar zu einem weite-
ren Anstieg kommen, da immer mehr
Arbeitslose ihren Anspruch auf das Ar-
beitslosengeld I verlieren. 

Leipzig bleibt sächsische
Armutshauptstadt

Leipzig gehört nicht nur zu den am mei-
sten von Armut betroffenen deutschen
Großstädten, sondern ist weiterhin säch-
sischer Spitzenreiter dieser Negativskala.
In der Messestadt gab es zum gleichen
Zeitpunkt fast 48 000 so genannte Be-
darfsgemeinschaften mit fast 80 000 Per-
sonen. Inzwischen hat es einen weiteren
Anstieg gegeben. Zum Vergleich: In
Dresden gab es lediglich 32 742 Be-
darfsgemeinschaften mit 54 368 Betrof-
fenen. Mit knapp 160 Hilfebedürftigen
pro 1000 Einwohner nimmt Leipzig
ebenfalls die sächsische Spitzenposition
ein. In Chemnitz beträgt dieser Wert rund
131 und in Dresden lediglich knapp 111.
Zu den auf Unterstützung Angewiesenen
gehören in Leipzig mehr als 17 000 Kin-
der unter 15 Jahren und 13 170 Er-
werbsfähige zwischen 15 und 25 Jahren.

Vergleichsweise gering ist in Leipzig die
Zahl der über 55-Jährigen. Hier kann
auch aus der Erfahrungen der eigenen
Beratungstätigkeit angenommen werden,
dass viele dieser Altersgruppe mit
Vollendung des 60. Lebensjahres früher
in die Altersrente gegangen sind und
damit dauerhaft erhebliche Rentenabzüge
in Kauf nehmen mussten. 

Wo bleiben die Proteste?
Angesichts des von Sozialabbau bereits
jetzt betroffenen großen Personenkreises
könnte man doch mehr Protest erwarten.
Warum bleibt dieser aus? Dafür gibt es
viele Gründe, die künftig noch viel tiefer
analysiert werden müssten. Die meisten
von Hartz IV Betroffenen haben ihren
Widerstandswillen vielleicht auch des-
halb aufgegeben, weil sie feststellen
mussten, dass Hartz IV selbst durch die
große Protestbewegung im Sommer 2004
nicht zu kippen war. Außerdem werden
angesichts der geringen finanziellen Mit-
tel viele Kräfte durch den Kampf um die
Sicherung des täglichen Lebensbedarfes
gebunden. Dass es in Leipzig seit In-
krafttreten von Hartz IV dennoch weit
mehr als 15 000 Widersprüche von Ein-
zelpersonen gab, ist auch Ausdruck einer
Protesthaltung, die nicht gering geschätzt
werden sollte. 
Dennoch muss sich auch die Links-
partei.PDS fragen, welche Veränderun-
gen in der eigenen Strategie gegen Hartz
IV nötig sind. Natürlich muss es beim
Grundsatz bleiben: Hartz IV muss weg!
Aber angesichts ausbleibender Massen-

proteste und der Mehrheitsverhältnisse
im Bundestag und im Sächsischen Land-
tag ist in der nächsten Zeit wohl kaum
mit dem Kippen von Hartz IV zu rech-
nen. Die Große Koalition in Berlin fühlt
sich sogar angestachelt, die Daumen-
schrauben noch fester anzuziehen. Wir
brauchen offenbar einen viel längeren
Atem, als wir gehofft hatten. Die gegen-
wärtige Zersplitterung des Widerstandes
muss überwunden werden. Selbst eine
geeinte neue Linkspartei, die wir drin-
gend brauchen, wird ohne Bündnisse mit
anderen Kräften, insbesondere den Ge-
werkschaften, zu schwach sein. In den
Parlamenten müssen wir weiterhin zu-
mindest immer wieder für die Beseiti-
gung der schlimmsten sozialen Grau-
samkeiten eintreten. Viel mehr Kraft
muss dafür eingesetzt werden, unsere im
Ansatz vorhandenen alternativen wirt-
schafts- und beschäftigungspolitischen
Konzepte weiter zu entwickeln, aber zu-
gleich auf deren Umsetzbarkeit zu achten.
Forderungen nach einem „bedingungslo-
sen Grundeinkommen“oder nach einem
„Recht auf Faulheit“ sind allerdings völlig
lebensfremd und werden uns wohl kaum
neue Wählerschichten gewinnen lassen.
Schließlich müssen wir unsere Beratungs-
und Hilfstätigkeit nicht nur fortsetzen, son-
dern weiter verstärken.

Hartz IV und kein Ende …

Kampf ums tägliche
Überleben 

bindet alle Kräfte

Von DIETMAR PELLMANN

Ab 1. Januar 2007 werden für Emp-
fänger von Arbeitslosengeld II nicht

mehr wie bisher 78, sondern nur
noch 40 Euro monatlich in die

Rentenkassen eingezahlt. Damit
erwerben die Betroffenen, wenn für
sie ein Jahr gezahlt wird, nur noch

eine Steigerung der späteren Rente
von 2,18 Euro

Die meisten von Hartz IV
Betroffenen haben ihren

Widerstandswillen vielleicht auch
deshalb aufgegeben, weil sie fest-
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selbst durch die große
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Weltberühmt wurde der Schuster
Wilhelm Voigt als er 1906 in

Hauptmannsuniform ins Köpenicker Rat-
haus einmarschierte und die Stadtkasse
beschlagnahmte. Nicht aus Jux und Dol-
lerei, sondern, um zu Überleben. Die
Gefängnisstrafe folgte auf dem Fuße, die
Begnadigung nach zwei Jahren. 1908
besuchte der „Hauptmann von Köpenick“
auch das Gesellschaftshaus „Schloss Lin-
denfels“ in Leipzig-Lindenau. Er hielt
darin Vorträge über seine Köpenickiade
vor einem amüsierten Publikum. Leider
ist diese hübsche Geschichte (von der ich
annehme, dass sie stimmt) nicht in  LIN-
DENAUER GESCHICHTE(N) enthal-
ten, deren erste Folge jetzt vorliegt. 
Trotzdem lohnen die 40 Seiten der reich
illustrierten Broschüre Blick und  Lek-
türe. Sie ist  drei kulturhistorisch interes-
santen Daten dieses Jahres gewidmet. 
Gründung des Gesellschafts- und Ball-
hauses vor 130 Jahren. Die ersten Ver-
suche als Weltkinematographen-Theater
liegen inzwischen genau 100 Jahre
zurück. Damit ist es das älteste heute
noch existierende Kino Leipzigs. Und
seit einem Dutzend Jahren fasziniert die
SCHAUBÜHNE LINDENFELS ihr Pub-

likum  und die Stadt mit einer einmaligen
Kultur-Programm-Melange und i h r e m
harten Überlebenskampf. 
Der Arbeitskreis Stadtteilgeschichte des
Lindenauer Bürgervereins dokumentiert
mit Hilfe zahlreicher Autoren und Samm-
ler das spannende Auf und Ab dieses Ge-
bäudes und seiner wechselnden Eigen-
tümer.
„Gerade die Baugeschichte mit den Plä-
nen, Niederlagen und Neuaufbrüchen der
jeweiligen Betreiber bringt nicht nur
manches bisher Verborgene aus vergan-
genen Zeiten zum Vorschein, sondern
lässt Ähnlichkeiten zur heutigen Zeit ent-
decken....“, meint der Bürgerverein nicht
zu Unrecht. Insgesamt eine reizvolle und
gut bebilderte Idee im Lindenfels- Jubi-
läumsjahr 2006 u n d  ein  nachdrückli-
ches Plädoyer für die kulturelle Erhaltung
und weitere Entfaltung gerade dieses
Stadtteils.
Man wünscht  dem Team Ausdauer und
Recherche für  geplante weitere Linde-
nauer-Hefte, die mit vier EURO außer-
dem sehr preiswert sind.   

• M. Z. 

Vergessene Köpenickiade
im Lindenfels

Aus den Memoiren eines Gesellschaftshauses

Historische Postkarte aus: Lindenau-
er Geschichte(n) 1

Der Gewinn für die Stadt Dresden aus
dem umstrittenen Verkauf von 48 000
Wohnungen an den US-Hedge-Fonds
Fortress soll 981,7 Millionen Euro betra-
gen
Der Deal wirft Fragen auf.

• Stimmt es, dass die verkauften Wohnun-
gen zum Erbe der „maroden“ DDR
gehören?
Wenn es stimmt, ergäbe sich: Die „mar-
ode“ DDR-Diktatur rettet 2006 das demo-
kratische Dresden.
• Stimmt es, dass nach 1990 der Aufbau
Dresden ein „Aufbau auf Pump“ (OBM
Roßberg am 9. März 2006) war?
Wenn es stimmt, dann haben die Verant-
wortlichen den Bankrott der Stadt einkal-
kuliert oder billigend in Kauf genommen.
• Stimmt es, dass 90 Prozent  der Schulden,
die die Stadt heute zu tragen hat, zwischen
1990 und 1995 (Roßberg) entstanden sind?
Wenn es stimmt, bedeutet das: Die damali-
gen „Erfolge“ waren Ergebnis einer krimi-
nellen Finanzpolitik, die zur „katastropha-
len Schieflage“ (Roßberg) führen musste.
• Stimmt es, dass die Finanzierung des
Nahverkehrs, die Arbeit der Operette oder
des Kreuzchors vom Verkauf der Wohnun-
gen abhängt? 
Wenn es stimmt, wie lösen andere Städte
(oder Dresden zur DDR-Zeit), diese Aufga-
ben? Immerhin kaufte das kulturell gewiss
nicht arme München jetzt von Fortress
Wohnungen zurück.
• Stimmt es (wie Roßberg sagte) dass der
Erwerber Fortress langfristig solche Rendi-
ten haben wird, dass die Renten von Band-
arbeitern und Polizisten in Florida bis an
ihr Lebensende gesichert sind?
Wenn das stimmt, warum verschenkt die
Stadt Dresden diese Renditen, statt sie im
Interesse der Dresdner zu nutzen?
• Stimmt es, dass z. B. Münchens Oberbür-
germeister Ude (Spiegel 11/2006) die „Ver-
zweiflungstat einzelner Kommunen“ für
falsch hält und stattdessen eine vernünftige

Finanzausstattung der Kommunen fordert?
Wenn das stimmt, wäre die Entscheidung in
Dresden als unsolidarisches Ausscheren
aus der Front der deutschen Kommunen zu
werten.
• Stimmt es, dass Oberbürgermeister Ude –
wie auch andere Fachleute – von der
Renditestrategie erwarten, dass nur Mieter-
höhungen, aufgenötigte Privatisierungen
und Weiterverkäufe die optimale Rendite si-
chern?
Wenn das stimmt, sind alle Aussagen über
die ausgehandelte „Sozialcharta“ Illusio-
nen zur Täuschung der Mieter.
• Stimmt es, dass Dresden seit 1990 Förd-
ergelder aus den alten Bundesländern
erhielt, die auch für die Renovierung von
WOBA-Häusern verwendet wurden?
Wenn das stimmt, dann haben Städte wie
Essen recht, wenn sie von Dresden Geld
zurückfordern, das dem Aufbau ihrer eige-
nen Stadt entzogen wurde.
• Stimmt es, dass die PDS auf ihrem Dresd-
ner Parteitag 2005 kommunalpolitische
Richtlinien beschloss, in denen es heißt:
„Die Linkspartei tritt für einen Vorrang
kommunaler Eigenbetriebe ein. Es gibt zu-
dem keinerlei Veranlassung, kommunale
Unternehmen ausschließlich in private
Rechtsformen zu überführen.“
Wenn es stimmt, ist es unverständlich, dass
die Dresdner Linkspartei-Stadträte Ostro-
wski/Weckesser jetzt fordern, die soziale
Idee „aus den Fesseln altsozialdemokrati-
schen und altkommunistischen Denkens“
zu befreien. Worin bestünde neues Den-
ken? Im Kniefall vor Fortress?
• Stimmt es, dass Dresden (nach Berlin mit
PDS-Beteiligung) eine Art Versuchskanin-
chen für die Liberalisierungspolitik ist?
Wenn das stimmt, werden Städte wie Han-
nover, München und andere, die sich bis-
her Privatisierungen widersetzten, einen
erhöhten Druck erleben.

• HORST SCHNEIDER,
DRESDEN

Fragen eines denkenden 
Unbeteiligten zum 

Dresdner WOBA-Verkauf

LN. Wiederholt berichtete unsere Zei-
tung darüber und immer noch versucht
die Geschäftsleitung des Quelle-Ver-
sandzentrums in Leipzig kritische Kol-
leginnen loszuwerden. So ist das Ende
des Ar-beitsrechtskampfes für Gudrun
Kimmerle, Vertrauensfrau der Ge-
werkschaft Ver.di, nicht abzusehen. Die
Vorstandsetage ist auf Verschleppung
des Prozesses und auf die Zermürbung
einer streitbaren Kollegin aus.
Er begann im Grunde 1999 mit einer
Abmahnung wegen angeblicher Min-
derleistung. Grund: Sie habe nicht
jeden Tag 100 Prozent Leistung er-
bracht. Zufälligerweise engagierte sie
sich zu dieser Zeit gerade für die Ein-
gruppierung in die richtige Lohngrup-
pe für die Packerinnen. 2000 gewinnt
Kollegin Kimmerle einen Prozess um
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall,
die ihr aus fadenscheinigen Gründen
verweigert worden war.  2001, 2002,
2003, 2004 erhält sie  weitere Abmah-
nungen wegen angeblicher Minderlei-
stung. Zwischendurch fordert das
Gericht, eine Abmahnung muss aus
der Personalakte zu entfernen, da die
Geschäftsleitung nach wie vor zu Ar-
beitsbeginn nicht sagen kann, wieviel
Pakete für 100 Prozent Leistung ge-
packt werden müssen. Im November
2005 folgt die  Kündigung wegen an-
geblicher Fehler beim Packen.
Das Gericht urteilt, die Kündigung ist
unwirksam, weil die geringe Anzahl
Fehler keine Kündigung rechtfertigt. Die
Geschäftsleitung von Quelle geht  in
Berufung und kündigt zum zweiten Mal
wegen durchschnittlich drei Fehlern
beim Packen von jeweils 1000 Paketen.
Kollegin Kimmerle klagt wieder, das
Gericht setzt das Verfahren  aus, weil
das Urteil der zweiten Instanz im
Berufungsverfahren noch nicht ge-

sprochen ist. Die Geschäftsleitung
beantragt Terminverschiebung auf
April 2006, weil deren Rechtsanwältin
sich einer ärtzlichen Behandlung un-
terziehen möchte.
Kollegin Kimmerle kandidierte   in-
zwischen für den Betriebsrat, obwohl
sie seit 1. Januar 2006 den Betrieb
nicht mehr betreten darf. Bei der  kürz-
lichen Wahl am 28. März hat sie das
fünftbeste Ergebnis. Aber an der kon-
stituierenden Betriebsratssitzung kann
sie nicht teilnehmen, da ihr auf Anwei-
sung Freys,  des Leiters der Personal-
abteilung, der Zugang verweigert
wird.
Am 7. April  fand nun beim Lan-
desarbeitsgericht in Chemnitz der Pro-
zess in 2. Instanz statt. Die Geschäfts-
leitung konnte nicht nachweisen, wel-
che Auswirkungen Packfehler auf die
Kunden haben. Als die Anwältin der
Geschäftsleitung, Prof. Dr. Langanke,
die Kundenschädlichkeit durch die
Packfehler anführte, dröhnte der volle
Gerichtssaal vom Gelächter. Die Kol-
legen haben da ihr eigenes Urteil.
Nicht die paar Packfehler, sondern wie
hier mit den Menschen umgegangen
wird, das schafft das schlechte Image
von Quelle! Verärgerung, weil bestell-
te Ware nicht oder verspätet geliefert
wird, oder weil die Ware nicht passt
oder nicht gefällt, sind die Hauptfakto-
ren, die zu Kundenverlusten führen.
Gudrun Kimmerle gewann und dürfte
nun eigentlich nach alten Bedingungen
weiterarbeiten. Doch das Gericht stimmt
dem Antrag der Geschäftsleitung zu,
Revision zuzulassen. Eine Hintertür fürs
Quelle-Management, das es sich seit
Jahren viel Geld kosten lässt, Richter-
sprüche nicht anzuerkennen und unbe-
queme Kollegen zu maßregeln und
auszugrenzen.

Jahrelanger 
Arbeitsrechtskampf soll

zermürben
Quelle Versandzentrum Leipzig kündigt 

kritischer Gewerkschafterin – Prozess dauert an
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Nur wenige Wochen vor
der 60. Wiederkehr der
ersten Friedensmesse

vom 8 bis 12. Mai 1946 wurde
das ehemalige Messehaus „Mes-
sehof“ nach umfangreichen Um-
bau- und Sanierungsarbeiten
eröffnet. Das heißt, die Rest-
arbeiten am umgebauten Mes-
sehaus am Markt sind beendet. 
Nachdem die seit 1990 auf der
grünen Wiese entstandenen Han-
delstempel nicht zu verhindern
waren, ließ es sich der im Gefol-
ge von Wolfgang Tiefensee nach
Berlin als Staatssekretär ent-
schwundene Engelbert Lütke-
Daldrup, nun nicht nehmen, der
Eröffnung des Messehofs beizu-
wohnen und Grüße an die Er-
bauer und Investoren sowie

Händler zu richten. Dabei sprach
er vom langen Atem, den die
Stadt bei der Erneuerung des
Stadtzentrums und bei der Han-
delsansiedlung gegenüber der
Konkurrenz auf der grünen Wie-
se brauche. Händler der grünen
Wiese aber hätten inzwischen
das Flair der Innenstädte erkannt
und versuchten, dies in Schein-
welten nachzubauen. Das urba-
ne Leben von Städten, das we-
sentlich durch die Mischung der
Funktionen nicht nur in der
Fläche, sondern in den Gebäu-
den selbst bestimmt ist, lasse
sich aber nicht nur mit Handels-
und allenfalls Bürofunktionen
kopieren.

Harmonisch vereintes
Altes und Neues       

Die Investoren des Messehofes
und des Messehauses am Markt
kommen aus München, Ber-
lin/Leipzig, die Meyer Berg-
mann Group kommt aus den
Niederlanden.
Das Projekt für den Umbau
stammt von dem Leipziger
Architekturbüro Weis & Volk-
mann, das bereits den Wett-
bewerb für den Umbau des Mes-
sehauses am Markt 2002 für
sich entschieden hatte. Die 105
Meter lange, leicht gekrümmte
Passage verbindet die Peters-
straße und den Neumarkt.  Be-
sonders gelungen harmonieren
nun Altes und Neues. So blieben
in der Eingangshalle die Pilz-
säule mit Reliefdarstellungen
von arbeitenden Menschen
(Bergmann, Spinnerin, Genos-
senschaftsbauer und Geistes-
arbeiter), nach einem Entwurf
des Leipziger Bildhauers Alfred
Thiele und ausgeführt von
Steinmetzmeister Fritz Przibila.
Erhalten blieben auch die origi-
nalen Wandverkleidungen aus
Travertin  mit den Öffnungen
für die ehemaligen Treppen-
hauszugangs- und Aufzugstüren
zum einstigen Messehaus. Im
Blumengeschäft der Hamburger
Handelskette Blume 2000 wur-
den sie jedoch leider einfach
zugemauert, wie die  Denkmal-
pflege bei der Eröffnung fest-

stellte. Sie wird nun auf Verän-
derung drängen. Die mit Lan-
gensalzaer Kalkstein verkleide-
ten Straßenfassaden wurden
ebenfalls saniert. Lichtdurch-
flutet ist die Passage durch ein
bis an ein Glasdach reichendes
Atrium in der Gebäudemitte,
Bereits im Vorgängerbau „Hoh-
manns Hof“ gab es ein Glasge-
wölbe. Das erinnert an Debat-
ten um die Passagen und Licht-
höfe bei der Sanierung von
„Specks Hof“. Dort wollte der
Projektentwickler Teile der his-
torischen Passagen mit den
Kupfergewölbedecken sowie
die Lichthöfe zugunsten eines
riesigen Atriums öffnen. Damals
hatte sich auch der Autor nach-
drücklich für den Erhalt der
historischen Lichthöfe und Pas-
sagen eingesetzt.  Es war ohnehin
davon auszugehen, dass solche
Atriumräume in den Folgejahren
entstehen würden, ohne denkm-
nalsgeschützte Bauteile zu zer-
stören – siehe den nun neueröff-
neten Messehof. Das Atrium ist
wichtig, weil der Messehof nur
Fensterfassaden jeweils an den
Giebelflächen am Neumarkt und
Petersstraße besitzt. Nachdem
viele Jahrzehnte auf Fensterfassa-
den bei Kauf-häusern verzichtet
wurde  – bis auf die Schaufenster
im Erdgeschoss  –, hat man diese
in den letzten Jahren wieder ent-
deckt. Als Beispiel sei nur die
kürzlich eröffneten Marktgalerie
genannt.
Bedauerlich ist, dass es am Mes-
sehaus am Markt keinen Bezug
zur alten Fassade aus der Zeit
Anfang der 60-er Jahre  gibt.
War die Gebäudeecke mit dem
Alten Rathaus im Hintergrund
doch über Jahrzehnte ein welt-
bekanntes Fotomotiv der Messe-
stadt.   
Aus dem Buch Leipzig – Bau-
meister und Bauten von Dr.
Wolfgang Hoquel ist zu erfah-
ren, dass auf diesem Areal des
Messehofes ehemals das ba-
rocke Palais „Hohmanns Hof“
stand (das  sich der Bankier und
Kaufmann Peter Hohmann in
der Stadt errichten ließ) und der
Messpalast „Zeißighaus“ (Neu-
markt 8) standen. Letzteres ent-
stand 1906-1907 in Verantwor-

tung des königlich-sächsischen
Baurats Julius Zeißig. Beide Ge-
bäude wurden durch anglo-ame-
rikanische Bomben zerstört.
Ausführlicher beschreibt Werner
Starke in seinem Buch Die Leip-
ziger Messehäuser – Gestalt und
Geschichte (1962) den Neubau
des Messehofs in den Jahren
1949 bis 1950. Er hatte unmit-
telbar nach Ende der Herbst-
messe mit dem Restabbruch und
Erdaushub von 20 000 m³ be-
gonnen. Das gesamte  Quartier
war in großen Teilen zerstört, der
„Zentralmessepalast“ war zur
Messe in Jahren 1946 – 1947
teilweise wieder nutzbar. Ledig-
lich die „Mädler-Passage“ war
von Bomben weitestgehend ver-
schont geblieben. 

Ausstellerfreundlicher
Wiederaufbau 1950

So wie andere Messehäuser in
der Innenstadt und Hallen auf der

Technischen Messen sollte auch
der Messehof von der wiederer-
stehenden ostdeutschen Wirt-
schaft künden. In den folgenden
Jahren bis zur Wende entwickelte
sich der Messestandort Leipzig
zur wichtigen  Drehscheibe des
Ost-Westhandels und leistete
einen wichtigen Beitrag zum
Frieden auch in Zeiten der Ost-
West-Konfrontation, wie selbst
regelmäßige Grußbotschaften der
US-Präsidenten zeigten. 
Im Messehof wurden über meh-
rere Jahrzehnte vor allem Nah-
rungs- und Genussmittel präsen-
tiert. Um bereits zur Frühjahrs-
messe 1950 das Gebäude teil-
weise nutzen zu können, arbeite-
ten bis zu 600 Bauarbeiter in
drei Schichten auf der Baustelle.
Angesichts der Knappheit der
Ausstellungsflächen war es in
jenen Jahren übliche Praxis,
dass Messehäuser und -hallen in
Teilflächen bis zu den Messen

provisorisch nutzungsfähig ge-
staltet wurden, um anschließend
weiterzubauen.
Im Winter 1949/50 war mit
anhaltend niedrigen Tempera-
turen zu kämpfen, doch am 25.
Februar stieg die Richtkrone auf
und schon kurz danach wurden
zur Frühjahrsmesse drei Ge-
schosse an der Peterstraße als
Ausstellungsflächen genutzt.
Am 20. August des selben Jah-
res, nur sieben Tage vor der Er-
öffnung der Herbstmesse, wurde
der Messehof an die Aussteller
übergeben. Errichtet wurde das
Gebäude von der Bau-Union,
die bis zur Wende als Bau- und
Montagekombinat Süd bestand.
Die Baukosten beliefen 6,2 Mio
Mark. Der Steinholzfußboden,
Spülkabinette, Kühlräume so-
wie Zu- und abflüsse bis zu den
Ständen waren für die Aussteller
besonders nutzerfreundlich. Die
neu entstandene Passage war
relativ niedrig und beeindruckte
vor allem durch die in Stuck-
kehlen eingebaute Beleuchtung,
die die Decke als Leuchtband
erscheinen ließ. 

Geschichtsträchtiges
Messestadtareal

Wie aufgefundene Pfähle bewie-
sen, standen an dieser Stelle
Gebäude aus dem 13. und 14.
Jahrhundert, sie waren dem
großen Stadtbrand von 1420
zum Opfer gefallen. 1530 ist ein
Gasthof und im 17. Jahrhundert
ein Ballhaus dokumentiert. Die-
se Gebäude dienten, wie zahlrei-
che weitere in der Stadt, auch
das historische „Gewandhaus“
gehörte dazu, den Kaufleuten
während der Messe als Stapel-
plätze. Anzunehmen ist, dass
das Areal ein Zentrum des
Kunsthandels war, befand sich
dort doch auch das Gästehaus der
Stadt, „Königshaus“ genannt, in
dem zahlreiche gekrönte Häupter
logierten. Aus Amsterdam kam
der europaweit bekannte Kunst-
händler Peter Schenk zur Messe,
zu dessen besten Kunden der
sächsische König August der
Starke zählte.       
Der Investor verzichtete übrigens
bewusst auf eine Neubenennung
und bekannte, dass die bisherigen
Namen „Messehof“  und „Mes-
sehaus am Markt“ für ihn Pro-
gramm seien. Das ist schon be-
merkenswert, denn beim nicht
weniger traditionsreichen Leip-
ziger Hauptbahnhof hatte der
Investor ECE trotz aller Einsprü-
che des städtischen Planungs-
ausschusses auf einer Benennung
des Einkaufszentrum sals Prome-
nade bestanden. Als Kompromiss
konnte nur erreicht werden, dass
die Bezeichnung Hauptbahnhof
wenigens noch an der Ost- und
Westhalle über dem Logo Pro-
menaden angebracht wurde. Wo-
bei sich die Leipziger wider-
standsfähig erwiesen, denn wer
spricht schon von den Prome-
naden? Alle Welt redet weiter
vom Hauptbahnhof.

Wieder Handel im Messehof

Von
SIEGRIED SCHLEGEL

Pilzsäule mit Reliefdarstellungen von arbeitenden Menschen
nach einem Entwurf des Leipziger Bildhauers Alfred Thiele und
ausgeführt von Steinmetzmeister Fritz Przibila.       Fotos: Märker
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4. April
Wermsdorf. In einem Geflügelzucht-
betrieb verendete Tiere begründen den
Verdacht der Infektion mit dem aggressi-
ven Virus H5N1, der sich am folgenden
Tag bestätigt. Das erstmalige Auftreten
von Vogelgrippe bei Nutztieren in
Deutschland ist Anlass für die Tötung
von tausenden Hühnern, Puten und Gän-
sen, für die Errichtung einer Sperrzone
und weitere Schutzmaßnahmen.
Dresden / Torgau. Das Hochwasser der
Elbe ereicht in Dresden mit 7,49 Metern
ihren Höchststand. In Torgau werden
8,15 Meter Pegelstand erwartet, sechs
Meter mehr als normal.
Chemnitz. Das Amtsgericht Hainichen
verhängt gegen einen früheren Pfarrer
einen Strafbefehl wegen der Verbreitung
von Pornografie im Internet und des Be-
sitzes kinderpornografischer Schriften.
6. April
Dresden / Leipzig. Die Staatsanwalt-
schaft beschlagnahmt bei der Leasing-
Tochter der Landesbank Sachsen, MDL,
Unterlagen und Bürotechnik aufgrund
einer Anzeige des Landtagsabgeordneten
Karl Nolle, der leitenden Mitarbeiter der

Bank uneidliche Falschaussage, Untreue
bzw. Beihilfe zu Untreue vorwirft.
7. April
Dresden. Der Landtag beschließt Maß-
nahmen zur engeren Zusammenarbeit
von Lehrern, Erziehern, Ärzten, Polizei
und Jugendhilfe bei der Bekämpfung des
Missbrauchs und der Vernachlässigung
von Kindern.
Dresden. Innenminister Flath informiert
35 Schulen über deren vorgesehene
Schließung in den nächsten Jahren. Die
endgültige Entscheidung fällt, nachdem
die betroffenen Schulen bis Ende April
Stellung genommen haben.
8. April
Dresden / Leipzig. Nach Angaben des
Wissenschaftsministerium sollen die Stu-
diengänge der sächsischen Hoch-schulen
bis 2010 vollständig auf das angelsächsi-
sche Baccelor- und Master-System um-

gestellt werden. Von 680 Studiengängen
sind bereits 150 umgestellt. Als erste
Hochschule vollständig umgestellt sein
wird die Universität Leipzig bis zum Win-
tersemester 2006 / 07.
Chemnitz. Der wirtschaftspolitische
Sprecher der Linksfraktion.PDS im Land-
tag, Karl-Friedrich Zais, tritt nach seiner
Nominierung als Kandidat zur Oberbür-
germeisterwahl im Juni an. Mitbewerber
sind Detlef Nonnen (CDU) und Wissen-
schaftsministerin Barbara Ludwig (SPD).
9. April
Leipzig. Die Automobilmesse AMI
schließt mit einem Besucherrekord ihre
Pforten. An neun Ausstellungstagen ka-
men 290 000 Besucher, 16 000 mehr als
im Vorjahr. 492 Aussteller aus 18 Län-
dern präsentierten ihre Erzeugnisse. Die
begleitende Fachmesse AMITEC ist be-
reits  vier Tage zuvor ebenfalls mit einem

Besucherrekord zu Ende gegangen.
10. April
Dresden. Laut Sozialministerium ist im
Jahre 2005 entsprechend einem Test jedes
sechste kontrollierte Ei von frei laufenden
Hühner in Sachsen dioxinbelastet.
11.April
Brüssel. Die EU-Jury entscheidet sich
bei der Wahl zwischen den beiden deut-
schen Bewerbern um die „Europäische
Kulturhauptstadt 2010“ für Essen zuun-
gunsten von Görlitz und dem benach-
barte polnischen Zgorcelec.
Dresden. Nach ursprünglicher Ablehung
beschließt die Landesregierung ein Hilfs-
programm für Opfern des Frühjahrs-
hochwassers in Höhe von 35 bis 40 Mil-
lionen Euro. Vorgesehen sind vor allem
zinsgünstige Kredite für private Hausei-
gentümer.
17. April
Chemnitz. Über 300 Teilnehmer kamen in
Chemnitz zum Ostermarsch. Unter der
Losung „Für EINE Welt in Frieden“ for-
derten lokale Friedensinitiativen unter
anderem das Ende der Kriegsvorbereitun-
gen gegen den Iran und die Abschaffung
aller Massenvernichtungswaffen. 

SSACHSENACHSEN-C-CHRONIKHRONIK
4. bis 17. April 

Winterdienstkosten
LN. Durch Wintereinwirkungen
stark beeinträchtigte Kommu-
nen in Sachsen werden künftig
bei den entstandenen Kosten
entlastet. Aufgrund eines An-
trags der Linksfraktion.PDS im
Landtag erhalten sie einen ange-
messenen finanziellen Aus-
gleich. Die Landesregierung
kündigte an, sich an den Kosten
für die Beseitigung von Stra-
ßenschäden mit 15 Millionen
Euro zu beteiligen. Auch sollen
entsprechend dem Antrag ab
2007 die finanziellen Folgen
außergewöhnlicher Witterung-
ereignisse im Rahmen des Fi-
nanzausgleichgesetzes (FAG)
dauerhaft geregelt werden.

Dioxin-Grenzwerte
LN. Der Sächsische Landtag hat
sich mit der Nichteinhaltung des
Grenzwertes bei dem extrem
toxischen durch das Stahlwerk
in Riesa befasst. Abgeordnete
der Linkspartei. PDS erklärten
dazu, dass die Versäumnisse
durch eine Anfrage im Herbst
vergangenen Jahre zutage ge-
kommen sind und das Werk wie
die Behörden die Überschrei-
tung trotz zahlreicher Bürgerbe-
schwerden über ein Jahrzehnt
lang duldeten. Sie verwahrten
sich dagegen, Umweltschutz
und Erhalt der Arbeitsplätze
gegeneinander auszuspielen.
Nur alle zwei Jahre die Immis-
sionen zu messen reiche nicht.

Schulschließungen
LN. Nachdem in Sachsen seit
dem Schuljahr 1992 mehr als
1000 Schulen geschlossen wur-
den und weitere 35 im nächsten
Schuljahr schließen sollen, kün-
digte Kultusminister Flath an, die
„Schulnetzanpassung sei fast ge-
schafft“. In diesem Zusammen-
hang stellte Cornelia Falken
(Linksfraktion. PDS) die zwin-
gende Notwendigkeit zweizü-
giger Mittelschulen in Frage, die
neben Bevölkerungsschwund als
Argument für Schulschließungen
dienen. Überdies sei eine gemein-
same Schule für alle Schüler nicht
nur bildungspolitisch vernünftig,
sondern auch für die Schul-
netzgestaltung günstig.

Courage,Verbot
und Skandal

Die Abwehr neonazistischer
Aktivitäten in Sachsen bleibt
eine vorrangige Aufgabe der
demokratischen Öffentlichkeit.
Auf die Behörden kann man
sich dabei nicht verlassen,
man muss sie zwingen, ihren
Pflichten nachzukommen.
Kaum hatte das Landratsamt
Bautzen angesichts der wo-
chenlangen nachdrücklichen
Forderungen und des tätigen
Engagements vieler Bürger
der Stadt im letzten Moment
die für den 8. April angekün-
digte Nazi-Demo verboten,
konnte diesem erzwungenen
eindeutigen Zeichen am Sonn-
abend darauf eine Ersatzver-
anstaltung in Hoyerswerda fol-
gen. Dass der stellvertretende
Ordnungsamtsleiter der Stadt
Hoyerswerda am Vormittag
dieses Tages kurzfristig grünes
Licht für den zuvor offiziell
nicht angemeldeten Marsch
der Neonazis durch die Hoy-
erswerdaer Neustadt gegeben
hat, ist ein Skandal, der von
der labilen Situation der Be-
hörden in dieser Frage zeugt.
Die Linksfraktion im Stadtrat
hat ein Nachspiel zu diesem
Vorfall angekündigt. Offenbar
versagt haben hier die Ver-
antwortlichen der Stadtverwal-
tung von Hoyerswerda, aber
auch die zuständige Polizei-
direktion Görlitz und das säch-
sische Innenministerium, die
mit einer solchen Ersatzveran-
staltung rechnen mussten,
sind ihrer Verantwortung nicht
gerecht geworden. • G. L.

Linke Positionen zu
Privatisierungen

in Kommunen
LN. Die Linksfraktion.PDS im
Sächsischen Landtag hat den
Verkauf der WOBA in Dresden
zum Anlass genommen, um mit
Experten über die Bedeutung
kommunalen Eigentums für die
Handlungsfähigkeit von Politik
zu beraten. Als externe Sach-
verständige waren der Dresdner
Finanzbürgermeister Hartmut
Vorjohann (CDU), der Bürger-
meister von Meerane Prof. Dr.
Lothar Ungerer (parteilos),
Prof. Dr. Dieter Klein, Vor-
standsmitglied der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung aus Berlin,
und Dr. Klaus Lederer, Landes-
vorsitzender der Berliner Links-
partei.PDS, beteiligt. 
Im Ergebnis der Diskussion ver-
abschiedete die Linksfraktion.
PDS eine Erklärung, die folgen-
de Grundsätze festhält:
1. Da vor allem eine verfehlte
Wirtschafts-, Struktur- und Steu-
erpolitik viele Kommunen in ei-
ne akute Finanznot gebracht hat,
unterstützt die Partei alle Bemü-
hungen auf Bundesebene, um
die überfällige Gemeindefinanz-
reform und verbindliche Mit-
spracherechte der Kommunen
auf den Weg zu bringen.
2. Sie hält es für legitim und
verantwortungsvoll, alles zu
tun, um Gestaltungsspielräume
zu gewährleisten und wieder-
herzustellen. Aber sie kann die
Privatisierungen von Teilen des
öffentlichen Eigentums nach
gründlicher Einzelfallprüfung
anerkennen, aber nur dann,
wenn die Erfüllung der Aufga-
ben der Kommunen aus der Ver-
fassung und der Gemeinde-
ordnung nicht gefährdet ist.
3. Grundsätzlich bleibt die Frak-
tion entschiedener Gegner des
Ausverkaufs der Grundlagen für
die Daseinsvorsorge, und sie
wendet sich daher z. B. auch ge-
gen Privatisierungen, die ein
bezahlbares menschenwürdiges
Wohnen gefährden können.

Keine Katastrophe?

LN. Die Linksfraktion.PDS hat
in der vorigen Woche im Land-
tag einen Antrag eingebracht,
der darauf zielt, einen vom
DGB Sachsen initiierten „Mit-
bestimmungsappell“ zu unter-
stützen und jährlich einen „Sä-
chsischen Unternehmens-Mit-
bestimmungspreis“ zu verge-
ben. In Sachsen gibt es nach
Aussagen des DGB gegenwär-
tig etwa 7000 Betriebsräte, für

die noch bis Ende Mai Neuwah-
len stattfinden.
„Wir wollen“, äußerte MdL
Klaus Tischendorf in der Be-
gründung des Antrags, „gerade
im Lichte der Ereignisse der
letzten Monate, erreichen, dass
sich das Hohe Haus aktiv in das
breite Bündnis für einen gesell-
schaftlichen Konsens über die
Notwendigkeit von starken Be-
triebsräten einreiht.“

Er wies darauf hin, dass über 95
Prozent der sächsischen Unter-
nehmen haben 50 oder weniger
Beschäftigte. Gerade sie brauch-
ten ermutigende Signale von
der Politik, betriebliche Mitbe-
stimmung voranzubringen. Die
Linksfraktion.PDS dränge nach
einer Entscheidung in einer
Zeit, in der die Wahlen zu den
Betriebsräten auf der Tages-
ordnung stehen. 

Für starke Betriebsräte in Sachsen

LN. Gestützt auf Besuche vor
Ort und zahlreiche Gespräche
mit Betroffenen des diesjähri-
gen Elbe-Hochwassers und Hel-
fern hat der Landtagsabge-
ordnete der Linksfraktion.PDS
André Hahn in der jüngsten
Landtagsdebatte zum Hochwas-
serschutz in Sachsen eine Reihe
Fragen aufgeworfen, die unge-
achtet der Verbesserungen ge-
genüber dem Jahre 2002 die 
Regierung heraus fordern. Er
verweist vor allem darauf, dass
viele Menschen aufgrund von
Äußerungen des Ministerpräsi-
denten, regelrecht wütend und

demotiviert sind. Er fragt ihn,
welcher Teufel hat ihn geritten
habe, wieder und wieder zu
erklären, bei der aktuellen Situ-
ation handele es um keine Kata-
strophe, sondern lediglich um
ein etwas stärker ausgefallenes
Frühjahrshochwasser. „Ich fra-
ge mich, warum Landräte und
Bürgermeister entlang der Elbe
reihenweise Katastrophenalarm
ausgelöst haben, wenn es Ihrer
Meinung nach überhaupt keine
Katastrophe gibt.“
Seit dem Hochwasser vom Au-
gust 2002 habe es zwar einige
Maßnahmen zum Hochwasser-

schutz gegeben, und die neuen
Rückhaltebecken haben zwei-
fellos zur Entlastung beigetra-
gen, aber insgesamt sei festzu-
stellen, dass die Staatsregierung
ihre Hausaufgaben seit 2002
nicht oder nur unzureichend ge-
macht hat. Auch deshalb seien
die Forderungen nach einem
staatlichen Hilfsprogramm ab-
solut gerechtfertigt. Wenn es
dazu nicht käme, wären die
betroffenen Kreise pleite. Das
Land dürfe sich nicht aus seiner
Verantwortung stehlen, denn es
trägt eine Mitschuld an den neu-
erlichen Schäden.
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¸ LN: Sie haben die Vereinigung von
KPD und SPD vom 21. April 1946
auch privat gestaltet ...
H. Lauter: Und nicht nur ich. Da gab es
schon mehrere Genossinnen und Genos-
sen aus beiden Parteien, die sich fanden.
Als mich meine Gertrud – die älteste
Tochter vom „Reichsbanner Müller“, wie
sie in Chemnitz allgemein hieß – 1945
ihrer Mutter vorstellte, erklärte die: „Dich
kenne ich.“ Trotz meines Einwandes, ja
zehn Jahre in Haft gewesen zu sein, blieb
sie dabei. Wobei sich die Sache löste, als
ich berichtete, dass ich im Dezember 1935
von der Untersuchungshaft in Leipzig zur
Gestapo nach Chemnitz überstellt worden
war und mich im Polizeigefängnis Hart-
mannstraße befand. Denn dort saß Helene
Müller als SPD-Genossin damals eben-
falls. Bei ihren Hilfsarbeiten in der Häft-
lingsküche  war ich ihr als jüngster
unter den Männern besonders aufge-
fallen.

¸ Auf der politischen Ebene, so
die heutige Lesart, sei die Ver-
einigung von SPD und KPD unter
Zwang erfolgt.
Und die, die gar nicht dabei waren,
wissen das natürlich am besten. Da
gibt es zum Beispiel einen Andreas
Malycha, der in der Bundesrepublik
als Kenner der Frühgeschichte der
SED gehandelt wird. Er recherchier-
te im Zentralen Parteiarchiv und
anderen Archiven der SED, nannte
das seinen „Blick in das Innenleben
der SED“. Und die Vereinigung der
Arbeiterparteien nennt er das Ver-
einigungsdrama von 1945/46.  Auf
Protokolle gestützt, nennt er zum
Beispiel drei Personen, die faktisch
gegen die Vereinigung aufgetreten
seien. Gerade die aber haben an der
Basis aktiv für unser Zusammengehen
geworben. Ich will damit nur sagen, auch
Originaldokumente sind nicht alles. Auch
die muss man hinterfragen. 

¸ Dennoch gab es Probleme?
O ja. In den Vorständen, besonders auf Be-
zirksebene, gab es einige (wenige) Funk-
tionäre, die mit antikommunistischer Ver-
leumdung gegen die Vereinigung auftraten.
Das beginnt mit der Behauptung, dass sich
die im Aktionsprogramm der KPD vom 11.
Juni 1945 gegebene Orientierung „dass
der Weg, Deutschland das Sowjetsystem
aufzuzwingen, falsch wäre, da es nicht den
gegenwärtigen Entwicklungsbedingungen
entspricht“, nur eine getarnte Umschrei-
bung für die Diktatur des Proletariats sei.
Unsere Argumente, eine Vereinigung  nur
in einer Zone stelle eine Gefahr für die Ein-
heit Deutschlands dar, konnten sie nicht
entkräften.
Auch die Forderung, dass die Kommu-
nisten (die die größten Opfer im Kampf
gegen Hitlerfaschismus und Krieg er-
bracht haben), wenn sie es mit der Ver-
einigung ehrlich meinten, ihre Partei auf-
lösen und einzeln um Aufnahme in der
SPD nachsuchen sollten, stieß bei der
Mehrzahl der Mitglieder auf entschiede-
nen Widerstand.
Ich könnte noch andere Probleme nennen,
aber die Behauptung der Einheitsgegner,
die Mehrheit der SPD-Mitglieder sei gegen
die Vereinigung mit der KPD gewesen,
entspricht in keiner Weise den Tatsachen.

¸ Und zum Glück gibt es ja noch
Zeitzeugen wie Sie. ... 
Wir in den Lagern und Zuchthäusern ha-
ben doch sehr drastisch am eigenen Leib
erfahren, dass die Spaltung der Arbeiter-
bewegung das Grundübel ist, das  schließ-
lich sogar die Machtübertragung an die

Hitlerpartei ermöglichte. In vielen Ge-
sprächen lernte ich damals im Moorlager
II, im Aschendorfer Moor, Fritz Erler ken-
nen, der wegen seiner illegalen antifaschi-
stischen Tätigkeit zu zehn Jahren Zucht-
haus verurteilt worden war und in der spä-
teren BRD einige Jahre als stellvertreten-
der Vorsitzender der SPD wirkte. Und der
sagte uns schon 1940 unter Berufung auf
das Heidelberger Programm: Uns Sozial-
demokraten unterscheidet von euch Kom-
munisten nicht das Ziel, sondern der Weg.
Wir wollen beide den Sozialismus. Ihr
Kommunisten nach russischem Vorbild
über die Diktatur, wir über die Demokratie.
Erst im Herbst 1945 bekam ich dieses Pro-
gramm aus dem Jahre 1925 in die Hand
und war überrascht zu lesen: „Das Ziel der
Arbeiterklasse kann nur erreicht werden
durch die Verwandlung des kapitalisti-

schen Privateigentums an den Produk-
tionsmitteln in gesellschaftliches Eigen-
tum“. Oder auch dies:  Die Arbeiterklasse
„kann die Vergesellschaftung der Produk-
tionsmittel nicht bewirken, ohne in den Be-
sitz der politischen Macht gekommen zu
sein“.

¸ Die hatte die SPD in der BRD zeit-
weise errungen ... 
... und sich dabei von ihren eigenen Wur-
zeln unendlich weit entfernt. Wobei, der
Vereinigungsprozess begann ja nicht erst
1945, wir erlebten ihn praktisch schon hin-
ter Gittern. Nur ein kleines Zeugnis dafür:
Als Arthur Strobel, SPD und Vorsitzender
des Chemnitzer Metallarbeiterverbandes,
in der grünen Minna saß, in der Kommu-
nisten und Sozis immer gegenüber platziert
wurden, stand er auf und setzte sich zwi-
schen die Kommunisten. Aber nicht nur
von ihren Mitgliedern entfernte sich die
SPD in der BRD. Gleichzeitig entfernte
sich die Partei von ihren programmati-
schen Aussagen. Zu ihnen gehörte, dass
die Gründe der Spaltung nichtig werden,
dass die Einigung der Arbeiterklasse zum
Zwang wird, den die Geschichte selbst
auferlegt. Vom Bruderkampf profitiert
immer nur der Gegner, und für uns An-
tifaschisten war klar, wir wollten eine
Partei mit klarem marxistischen Pro-
gramm, die besser ist als die SPD und
besser als die KPD.

¸ Und doch stehen wir nun wieder an
einem Anfang, neue Fusionen für eine
bessere, gemeinsam agierende linke Par-
tei sind unumgänglich, neue Hürden
sind zu nehmen. Anders gesagt: Was
können, was müssen die WASG und die
Linkspartei aus der Geschichte lernen?
Angesichts der Zersplitterung und unter-
schiedlichen Erfahrungen gibt es gewiss

etliche Probleme, aber sie unterscheiden
sich schon von denen, die wir 1945/46 zu
lösen hatten. Denn personell hatten wir
die Sache im Griff.  Das Wort anerkann-
ter Antifaschisten, die Hitler Widerstand
geleistet hatten und die für den Schwur
von Buchenwald „Nie wieder Krieg, nie
wieder Faschismus“ einstanden, zählte in
beiden Parteien. Wobei wir damals ja
auch schon aus Erfahrungen lernen konn-
ten – zumal sich der Gothaer Vereini-
gungsparteitag der Eisenacher und Las-
salleaner 1945 gerade zum 70. Mal jährte
und wir schließlich Marxens Kritik am
Gothaer Programm kannten. Aber trotz
dieses vom Lassaleanischen Flügel ge-
prägten Programms wurde die Partei
unter illegalen Verhältnissen so stark,
dass sie schließlich Bismarcks Sturz
bewirkte. Wir fragten uns deshalb schon,

in welchem Verhältnis dieser Erfolg zum
opportunistischen Parteiprogramm stand.
Einzelne argumentierten, dass sich die
Führung dieser Partei nicht an ihrem Pro-
gramm, sondern an den Ratschlägen von
Marx und Engels bzw. an der Marxschen
Programmatik orientiert hätten. Unter
Haftbedingungen konnten wir das nicht

beweisen. Aber nach 1945 kam ich zur
Einsicht, dass diese Genossen wohl recht
hatten. Und was das Zusammengehen
von WASG und Linkspartei be-trifft, da
kann ich nur aus Erfahrung vermuten:
Die Praxis, der politische Alltag wird ein
guter Lehrmeister sein.

¸ Ein gemeinsames Programm der
linken Fusionspartner steht noch aus,
aber gemeinsame Wahlerfolge gibt es
schon. Gerade darin liegt die Crux.
Werden sie zu groß, steht die Frage
von Regierungsbeteiligungen – ein
rotes Tuch nicht nur für die WASG. 
Wenn ein solches Vertrauensvotum er-
reicht wird, darf man es nicht missachten.
Dann gilt es, Entscheidungen im Interesse
der Wähler zu treffen. Gestützt eine gleich-
zeitig organisierte starke außerparlamen-
tarische Bewegung sehe ich Möglichkeiten

des Mitregierens, zulässiger, tragbarer
Kompromisse also, um  die Lage der Men-
schen zu verbessern, bzw. Erreichtes zu
beschützen. Auf kommunaler Ebene sehe
ich da weniger Probleme. In den Ländern
und im Bund ist es schon komplizierter.
Was Mecklenburg-Vorpommern betrifft,
da fehlt mir die konkrete Einsicht. Aber die
PDS in Berlin machte meiner Meinung
unzulässige Kompromisse. In der Regie-
rungsbeteiligung dort sehe ich einen Feh-
ler. Das begann schon mit der Präambel
der Koalitionserklärung.

¸ Sie legen besonderen Wert auf die
Trennung von  tragbaren und untrag-
baren Kompromissen. Wäre es nicht
auch innerhalb der neuen linken Partei
unzulässig, beispielsweise auf die anti-
kapitalistische Ausrichtung zu verzich-

ten, die bei der WASG durchaus ein
Streitpunkt ist? 
Für mich ist das ein wesentlicher Punkt,
der perspektivisch programmatisch unbe-
dingt erhalten bleiben muss. Dennoch,
unter den Bedingungen der  Globalisie-
rung müssen Maßnahmen, Aktionen, Ge-
setzesvorschläge  usw. auch  Massenbasis
haben. Wenn eine parteipolitische For-
derung von den Massen nicht verstanden
wird, ist sie nicht nur sinnlos, sondern
auch destruktiv. Positiv ausgedrückt: Die
Linke muss den Nerv der Massen treffen.
Sie muss unter Ausnutzung aller legalen
Möglichkeiten Widerstand gegen den So-
zialbau, gegen die brutale Umverteilung
von unten nach oben organisieren. In der
Gegenwart bedeutet das vor allem, Ab-
wehrkämpfe zu führen. Auch wenn das
nur Tageserfolge bringt, man darf sich
nicht zu einer „Gewalt-Offensive“ provo-
zieren lassen. So entspricht der Pauschal-
ruf „Hartz IV muss weg“ nicht dem der-
zeitigen Kräfteverhältnis, da damit nicht
gesagt wird, was davon weg muss. Es
lohnt sich, wieder mal Lenins Schrift
vom Radikalismus als Kinderkrankheit des
Kommunismus zu lesen. Im Prozess der
Abwehr – sei es nun im Kampf gegen sozi-
alpolitische Gräuel oder gegen die Kriegs-
einsätze der Bundeswehr – kann man Kräf-
te sammeln, mobilisieren, stärken für
größere, auch für offensive Aufgaben. Das
macht glaubwürdig, berechenbar, wählbar.
In solchen Abwehrkämpfen sehe ich auch
die Chance für die Linke,  ihre Zersplit-
terung zu überwinden. Notwendig ist nicht
nur die Fusion von Linkspartei und WASG,
notwendig sind breite Bündnisse, ohne die
Programmatik aufzugeben. Schließlich:
Die kapitalistische Ordnung ist nicht das
Ende der Geschichte.

• Das Gespräch führte
MAXI WARTELSTEINER

LN im Gespräch mit 
Prof. Dr. HANS LAUTER, der 
1945/46 in Chemnitz aktiv
an der Vereinigung von  KPD und SPD beteiligt war

Uneinigkeit nützt 
nur dem politischen
Gegner
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Vom Bruderkampf 
profitiert immer nur der

Gegner, und für uns Anti-
faschisten war klar, wir

wollten eine Partei mit kla-
rem marxistischen Pro-

gramm, die besser ist als
die SPD und besser als

die KPD.
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Viele Leute schreiben in dieser Zeit
ihre Memoiren, ihre Lebenserinne-
rungen oder Berichte aus verflosse-

nen Perioden, Autobiographien und ande-
re Entgleisungen. Manche lassen dabei
auch ihre Kindheit, die Lebensperiode
der relativen Unschuld, nicht aus. Und
um den Ritualen der neuen Anpassung zu
genügen, agieren die Schreiber in einer
Weise, die auf einen Mainstream-Kon-
formismus abzielt. Ich gebe zu, dass die-
ser Begriff weder eine exakte philosophi-
sche noch eine literaturwissenschaftliche
Kategorie, sondern eine Erfindung von
mir und daher erklärungsbedürftig ist. Er
meint vor allem, dass man mitschwim-
men müsse im großen Fluss der Zeit, ja
dass es auf Akzeptanz innerhalb einer
erklecklichen Schnittmenge ankomme,
wie neuerdings chic formuliert wird. Man
will Sprachrohr derer sein, die ebenso
denken, es aber aus taktischen Erwägun-
gen nicht aussprechen möchten – es
könnte ja bei veränderten Konstellationen
nicht mehr so recht opportun sein. Aber
generell schafft dieserart Handeln immer-
hin Wärme und Geborgensein. Es ist au-
ßerdem ideologisch, politisch und ökono-
misch gleichermaßen clever, und wer cle-
ver ist, strömt auf dem Weg zum Erfolg
voran oder mit. Man steht dann bei
denen, die Deutschland sind und bald an
die Spitze Europas rücken werden, wie
ALLerhöchst verlautet. Natürlich ehrlich
und in kleinen Schritten. Die großen blei-
ben den Großen vorbehalten, denen Be-
fangenheiten fremd sind und die in Ab-
findungen und Renditen denken. 
So habe ich mir überlegt, dass es der le-
senden Welt recht gut anstünde, auch
meine Botschaften zu hören und aus mei-
nem damaligen (jungen) Leben zu lernen.
Europa, das vereinte natürlich, wird es
mir zu danken wissen.
Natürlich will ich das, allerdings nicht auf
diese simple Art. Man muß das schon ge-
schickter verpacken – wie im Supermarkt
bei Fleisch und anderen bekannten Sorten,
wenn das Verfallsdatum des Produkts mit
dem Kalender kollidiert, die kapitalistische
Ethik also aus den Regalen stinkt. 

Geboren wurde ich ganz persönlich
von meiner lieben Mutter. Und
zwar im Jahre 1938 – also noch

Friedensware, gewissermaßen, aber eben
entstanden in der vorhergegangenen, der
ersten deutschen Diktatur. Mein Vater
entzog sich seinen Aufsichts-, Versor-
gungs- und Erziehungspflichten dadurch,
dass er seine Werkstatt, meine Mutter und
mich im Stich ließ und in fremde Länder
reiste – nicht so ganz freiwillig, aber im-
merhin. Es wäre für alle leichter gewe-
sen, er hätte das nicht getan. Mit der
Rückkehr nahm er es auch nicht so eilig
und behauptete dann, die Amerikaner
hätten ihn lange in ihren Lagern festge-
halten – was aus heutiger Sicht doch et-
was fragwürdig erscheint, denn Ame-
rikaner hatten und haben bekanntlich
keine Lager. Russen – ja, aber bei denen
war er nicht. Also gibt es hier schon den
ersten Aufklärungsbedarf, so dass man
eine Enquetekommission oder zumindest
einen Ausschuss zur Aufarbeitung dieser
delikaten Dinge einsetzen müsste. Zudem
sei er unter bewaffneter amerikanischer
Aufsicht in belgischen Kohlebergwerken
zur Arbeit angehalten worden, wie er
mehrfach erzählte, und das macht die
ganze Geschichte absolut nicht durch-
schaubarer, denn was hätten die Ameri-
kaner in anderen Ländern tun sollen, wo
sie doch mit der Befreiung der Deutschen
befasst waren? Außerdem gehen Ameri-
kaner nicht mit der Flinte in der Hand
einfach in andere Länder. Das verbieten

ihnen die Grundwerte von Demokratie
und Freiheit und so –  und außerdem ihr
Präsident. Ziemlich böse kann der in sol-
chen Fällen werden, der Präsident, denn
er ist sich und dem lieben Gott für diese
Werte verantwortlich. 
Bei der weiteren Durchleuchtung der Ver-
gangenheit meines Vaters wird man das
also gebührend berücksichtigen müssen.
Als er 1947 endlich wieder im Dorf auf-
tauchte, lebten meine Mutter und ich be-
reits in der nächsten deutschen Diktatur,
was man allein daran erkennen kann, dass
ich hier zur Schule gehen musste. Ob ich
wollte oder nicht. Nun ging ich zwar
nicht ungern dahin, zumal das Gebäude
nur hinter unserem Garten lag, aber allein
das Muss machts schließlich. Und eben
solcher Zwang hielt an und hielt an und
hielt an, und ihm war zwölf lange Schul-
jahre nicht zu entrinnen. Wie jenen ande-
ren zwölf langen Jahren nicht – woraus
mehrere Institute und viele weitere mit
Geschichte und Politik befasste Leute ihr
Totalitarismuskonzept legitimieren, was
ja, wenn man es richtig betrach-
tet, auch sein muss.
Ein Herr

Doktor Hu-
bertus aus Unna, jetzt

Berlin-Hohenschönhausen, ein
Ober-Helfer zur rechten Zeit, hat es viel-
mals in Büchern und Reden betont, und
was ein Herr Doktor von dort in Büchern
und Reden betont, kann ja wohl nicht
falsch sein. Auf diese Weise sorgen also
verflossene Diktaturen heute für Ar-
beitsplätze – eine durchaus interessante
und anregende Beobachtung, die er-
weiterungsfähig ist. Daher sollte man noch
mehr solcher Institute fordern – einmal
prinzipiell und zum anderen, weil die
Bezahlung dort nicht dürftig zu sein
scheint, wie beispielsweise aus dem
öffentlichen Zank um die Höhe des Weih-
nachtsgeldes ganz beiläufig zu erfahren
ist oder wenn wieder einmal Stiftungs-
mittel eingestritten werden. Und in den
Har(t)z gehen die Mitarbeiter solcher
Häuser allenfalls zur Urlaubszeit.
Aber zurück zum Eigentlichen. 
Der Alltag meiner Kinderzeit schlich
grau, gequält und träge dahin. Monotonie
und verordnete Einförmigkeit wucherten
auf dessen Oberfläche und überzogen
jegliches Leben mit Erstarrung, sibiri-
scher Kälte und geistiger Lähmung. Da-
mals kannte ich den Begriff „Tristesse“,
der speziell zur Kennzeichnung der Öd-
nis hinter dem Eisernen Vorhang in tief-
greifender wissenschaftlicher Analyse
gefunden wurde, natürlich noch nicht,
doch instinktiv empfand ich die Dinge
durchaus in dieser mir jetzt bewusst ge-
machten Weise, wenn wir einfallslos und
tumb durchs Dorf jagten und mit einem
Knüppelchen einen Reifen antrieben, uns
gewissermaßen die Wut auf das Böse und
die Langeweile aus dem Balg hetzten.
Mein Freund, der auf den Spitznamen
„Nickel“ hörte, besaß den besten und
schnellsten Reifen, und wie er das
Stöckchen handhabte, konnte ich nur be-
wundern. Flink war er außerdem, so dass
ich mit meiner breiten Fahradfelge nie als
Erster ins Ziel kam. Aber ich störte mich
nicht daran, und er prahlte nicht damit.
Und da es auch sonst keinen Streit zwi-

schen uns gab, werden heute sicherlich
rasch ein paar Fragen gestellt werden
müssen, weil diese Kumpanei so ohne
alle Differenzen nicht recht ins Bild
passt. Sie macht misstrauisch, und auch
mich befällt der leise Zweifel. Sollte hier
wirklich Kinder-Harmonie... 
Unglaubhaft. Ja – fast anstößig schon.
Eine Akte dürfte sich doch schließlich
noch finden lassen, wenn die Suche enga-
giert genug betrieben wird ...
Bei Nachbar Krieger war häufig ein jun-
ger Bursche zu Besuch, der mich mit Si-
renengesinge manchmal zum Forellen-
fang überredete. Wir standen dann barfuß
im eiskalten Wasser, und ich hatte Obacht
auf Klempnermeister Fedrich zu geben,
der sich in seiner Werkstatt zu schaffen
machte. Der Bachabschnitt gehörte ihm,
und es hätte eine stramme Portion Prügel
gesetzt, wenn wir beim Fischen
erwischt worden wä-
ren. Daher

brauchte
Rolf, so hieß der

Junge, mich als Aufpasser
und Warnrufgeber, denn es ist gewiss

leicht einzusehen, dass ein Forellenjäger
kein Auge auf den Klempnermeister wer-
fen kann. Aber Rolf begnügte sich stets mit
einem einzigen Fisch und bedeutete mir,
die anderen Tiere seien nach einem solchen
Fang sehr aufgeregt und ließen sich nicht
mehr fassen, und ich müsse das doch ein-
sehen. Dann sprang er aus dem kalten Bach
und flitzte ins Haus seiner Verwandten, wo
ihm die Tante die Forelle briet. 

Ich malte mir aus, wie die ganze Sipp-
schaft über eine große Platte gebratener
Fische herfiel und es sich wohl sein ließ,
wie sie schmatzten und zufrieden seufz-
ten, immer wieder zulangten, sich die
Finger leckten... und fast hätte ich den
Klempnermeister übersehen, der aus der
Werkstatt kam. Ich hatte Bach und Garten
rasch genug verlassen, dabei aber meine
Schuhe und Strümpfe erst vermisst, als
ich zu Hause war. Im Schuppen wartete
ich den Abend ab, um, wie ich hoffte,
unbemerkt ins Haus zu kommen. Mein
Mütterchen hieß mich, die Strümpfe an-
zuziehen und die Schuhe an ihren Platz
zu stellen. Wie peinlich! Der Klempner-
meister habe sie ihr herübergebracht und
ihr dabei eine Geschichte erzählt. Und
das Mütterchen meinte, ich solle mich
doch nicht immer von den Großen aus-

nutzen lassen ... Die Großen würden das
immer in der gleichen Weise tun ... Waren
das nicht die ersten Versuche einer Er-
ziehung, die sich auf Gleichmacherei
richtete und den Sozialneid schürte?
Heute weiß ich natürlich, dass mein Müt-
terchen gewissermaßen altem Denken
verhaftet war und muss erkennen, dass
Eigentum ohne Abstriche des ge-
setzlichen Schutzes bedarf, dass schon in
einem bedeutsamen Buch der Satz steht:
Du sollst nicht in fremden Gewässern fi-
schen! Und dass die Großen natürlich
nicht allein die Stärkeren, sondern auch
die Klügeren sind, die man zu achten und
zu ehren und nicht mit Kritik oder
gar Neid zu bedenken
hat. Denn sie
tragen

letztlich
die Verantwor-

tung. Und Verantwortung
ist eine schwere Last. Das weiß man

schließlich als nunmehr mündiger Bürger
im Rechtsstaat von jedem Ackermann.

Zum Fußballplatz brauchte ich nur
über die Wiese  des Bauern Sches-
ter zu laufen. Fast jeden Tag ver-

brachte ich ein paar Stunden dort.
Schwitzend traktierten wir den Stoffball,
den Jürgens Mutter genäht hatte, bis eines
Tages Roland, der kleinste unter uns, einen
richtigen, springenden Ball unter dem Arm
herbeitrug – aus Gummi und aus dem
Westen, und der Junge, den vorher kaum
einer beachtet hatte, zog nun ständig mit
einem Schwarm Buben hinter sich durchs
Dorf, und jedermann nannte ihn seinen
Freund und wollte den Ball tragen. 
Die Tore auf dem Fußballplatz hatten die
Vereinsoberen in ihrem rückwärtigen Teil
mit Brettern verschlagen lassen, weil der
Maschendraht defekt war und Netze, wie
es sich für jedes richtige Tor gehört hätte,
nicht gekauft werden konnten, da es sie nur
drüben gab, wo ohnehin alles und jedes zu
erhalten war. Das will ich jetzt hier nicht
einzeln aufzählen, denn die Segnungen
sind ja nunmehr auch endlich über uns
gekommen, und man kann ALDI selber
marktfrisch besehen und bestaunen.
Damals aber rannten wir gewissermaßen
durch unsere Armetei, doch es krachte
zumindest ordentlich, wenn der Edgar
einen abzog, Torwart Martin den Schuss
passieren lassen musste und der Ball gegen
die Bretter donnerte. Wir hatten also ein
Torerlebnis, das sicht- und hörbar war und
zudem nicht einen Groschen kostete. ...
Jedenfalls veranlasste ein solches lautes
Ereignis die einen zum Jubeln und zau-
berte Jammer oder Wut auf die Gesichter
der anderen Mannschaft. Und Hermann
schlug meist noch mit einigen strammen,
geradezu globalen Ausrufen unfair nach,
unter denen „Ärsche“ und „Scheißer“
eigentlich die sanftesten waren. 
Die anderen Redensarten aber sollen
wegen der seelischen Empfindsamkeit der
Leserinnen hier nicht wiederholt werden.
Man hat ja schließlich etwas Bildung, zwar
nur Ost-Abi, aber immerhin ...
Ein wenig später wurden wir von Herrn
Dräbitz, unserem Trainer, wie er sich
nannte, in eine Mannschaft gepresst, um
an Wettkämpfen teilzunehmen. Wir hie-
ßen von nun an „die Knaben“, wurden in
Einheits-Hemd und Einheits-Hose ge-

Helmut Bräuer

Kinder dde
s SSystems

Oder: Wie man als geläuterter Bundesbürger (O) seine jungen Jahre zu sehen hat

So habe ich mir überlegt, dass es
der lesenden Welt recht gut

anstünde, auch meine Botschaften
zu hören und aus meinem jungen
Leben zu lernen. Europa, das ver-

einte natürlich, wird es mir zu
danken wissen.

Natürlich will ich das, allerdings
nicht auf diese simple Art. Man

muss das schon geschickter ver-
packen – wie im Supermarkt bei
Fleisch und anderen bekannten
Sorten, wenn das Verfallsdatum
des Produkts mit dem Kalender

kollidiert, die kapitalistische Ethik
also aus den Regalen stinkt. 
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steckt, die man als Trikot bezeichnete,
trugen ein Schild auf der Brust, auf dem
„Fortschritt“ stand, und mittwochs hing
in einem Schaukasten an der Turnhalle
ein Zettel mit elf Namen in einer be-
stimmten Reihenfolge. Es waren diejeni-
gen, die am darauffolgenden Sonntag zu
spielen hatten. Hieran ist nun ganz ein-
deutig die Verflechtung von Diktatur und
Ideologie zu erkennen: Herr Dräbitz, der
bestimmt in der Partei war oder es hätte
zumindest gewesen sein können, befahl,
wer spielen durfte, welche Position der-
selbe einzunehmen hatte und welcher An-
zahl „Knaben“ er mitzuspielen erlaubte.
Er. Nur er allein. Typisch. Von Demo-
kratie keine Spur. Immer war er stupide
auf elf fixiert. Außerdem mussten wir für
den Fortschritt spielen, und das war,
wenn man es heute genau besieht, nur
eine kaschierte Form von Kommunismus
oder schlimmer. Gefragt wurden wir da-
bei nie. Ob wir beispielsweise mit sieben
oder fünfzehn Buben hätten spielen wol-
len, interessierte Herrn Dräbitz nie – eben
wie das bei Diktatoren üblich ist. Zu sei-
ner Ehre allerdings muss man sagen, dass
er niemanden geschlagen hat – was er in
seiner Lage hätte leicht tun können. Ich bin
da ganz konsequent objektiv. Nein, ge-
schlagen hat er keinen. Das war freilich
unserer Folgsamkeit geschuldet, mit der
wir ihm keine Chance dazu gaben. Aber
drangsaliert und aufgehetzt hat er uns, wir
sollten uns unbedingt anstrengen, um zu
siegen. Heute weiß ich, dass dies durchaus
eine Form des Klassenkampfes gewesen
ist: Als wir in der 3. Kreisklasse spielten,
sollten wir uns bemühen, in die zweite
Kreisklasse aufzusteigen, um dann die ers-
te ins Visier zu nehmen. Reiner Klassen-
kampf also. Mit Kindern. Wirklich wider-
lich. Aber so waren die Zeiten damals. 
Es fiel mir und anderen nicht einmal auf,
ja wir rannten gar noch freiwillig nach
Stollberg ins „Capitol“, um uns den Rus-
senfilm „Der Mittelstürmer“ anzuschau-
en, kurvten dann wochenlang nachmit-
tags mit dem Ball über den Sportplatz
und bildeten uns ein, eben jener Junge zu
sein, der dem Gegner die spielentschei-
denden Dinger reingemacht hat, um es
einmal etwas modern und salopp zu
sagen. Eben wie man es jetzt im Westen
sagt, wo gesagt wird, wie man etwas zu
sagen hat, was gesagt werden soll. 
Die Turnhosen trugen wir weit unten auf
dem Bauch hängend, damit sie länger
wirkten, und Hermanns Mutter nähte
ihrem Buben noch einen Saum an die
Beinteile, damit er mächtig mit seinen
„Dynamo-Hosen“ prahlen konnte und
sich den Neid der anderen einhandelte.
Solche langen kurzen Hosen pflegten die
Spieler von Dynamo Moskau zu tragen,
und von daher kam der Name. Die ganze
faule Sache war als Vorbild und Exempel
gedacht. Aus der Sicht des gereiften Bun-
desbürgers, der den klaren und zeitge-
schichtlich geschulten Blick besitzt –
speziell im Forum in der Grimmaischen
Straße angeschärft –, muss betont wer-
den: Es handelte sich um eine besonders
hinterhältige Form von Kindermanipu-
lation, die verabscheuungswürdiger ei-
gentlich nicht sein konnte, weil sie den
Spieltrieb der Buben für die üblen Ziele
der sogenannten „Gesellschaft zum Stu-
dium der Kultur der Völker der Sowjet-
union“ ausnutzte, als ob Fußball etwas
mit Kultur zu tun gehabt hätte. Bei den
Völkern der Sowjetunion war ohnehin
nicht von Kultur zu sprechen, denn die
Russen wuschen bekanntlich als Besatzer
in der Ostzone ihre Kartoffeln im WC-
Becken und blieben dann nach dem Zie-
hen immer hungrig – eben kulturlos, wie
ich schon sagte. Und auf diese Art und

Weise wurden wir brutal ins System
gezerrt und um unsere Jugend betrogen.

Auch die häuslichen Zwänge und
Pflichten, Bedrückungen und Be-
drängnisse oder die Einsicht in

die Notwendigkeit, wie es pseudo-philo-
sophisch hieß, ließen mich kaum aus den
Augen sehen und beschnitten meine
jugendliche Freiheit, wo sie nur konnten.
Wenn heute Diktatur und SED-Unrecht
attackiert werden, um diese schauderhaf-
te Nostalgiewelle abzuwehren, so ge-
schieht das völlig berechtigt. Erstere, also
die Diktatur, ist, wie die nachfolgenden
Beipiele demonstrieren, ohnhin offen-
kundig. Und das spezielle
Unrecht mit den drei
Buchstaben, ist

zwar nir-
gends
exakt
de-

finiert,
hätte aber
durchaus sein
können, wären Mut-
ter oder Vater Mitglied 
der bewussten Partei gewesen. Sie waren
es nicht, doch der Verdacht ist damit nicht
ausgeräumt. Verdacht bleibt immer.
Wabert und zieht durchs Land, immer auf
der Suche nach Opfern. Sie hätten es sein
können! ... sein können ... sein können!
Das ist das Wesentliche an der Sache.
Und an das Wesentliche muss man sich
halten. Denn: Wie leicht kann der
Mensch ins Nebensächliche abgleiten
und sagen, diese oder jene Sache habe
ihm Spaß gemacht! So lenkt er bewusst
von der gründlichen Aufarbeitung der
Vergangenheit im Osten ab, weil er die
Akzente in unzulässiger Weise ver-
schiebt. Und das darf man einfach nicht
dulden.
„Unrecht“ traf direkt zu. Und da ich
selbst später, in den 1960er Jahren, dieser
Partei beitrat, war das, was mir als jun-
gem Burschen widerfuhr, nichts anderes
als die völlig zu Recht vollzogene höhere
Vorwegnahme meiner Bestrafung. Unter
diesem Gesichtspunkt trage ich also die
Last auch in Demut und Bereitwilligkeit,
wie das der Rechtsstaat von mir fordert.
Wo kämen wir hin, wenn man sich dage-
gen spreizen wollte!
Man soll zu seinen Fehlern stehen, koste
es, was es wolle bzw. der Nachbar aus dem
Westen oder dem Lager der Ost-Tüchtigen
für billig ansieht! Dass Karthago zerstört
werden muss, haben schon ganz andere
Leute gefordert. Und die sind in die Welt-
geschichte eingegangen. Na also!

Mit der Mutter musste ich aus
dem Wald Reisig holen, wenn
sie wieder einen Erlaubnis-

schein beim Förster „ergattert“ hatte, wie
es bei uns hieß, und niemand kann die
Angst und Not nachfühlen, die ich wegen
des Stück Stangenholzes immer litt, das

„Armut“ genannt und auf dem Wagen tief
unter die Reisigladung gesteckt wurde.
Wenn uns hierbei jemand ertappt hätte ...
Von anderen habe ich kürzlich gelesen,
dass sie für solche Delikte in Bautzen
gewesen seien, und ich bin glücklich,
dass ich damals nicht wusste, was das
bedeutete. Ehrlich! Erst die Auskünfte
von Systemgegnern und Dissidenten
haben mir die Augen geöffnet. Aber
andererseits hätte ein solches Strafman-
dat eines Revierförsters für meine Mutter
mich auch in die Lage versetzt, heute
kräftiges Widerstehen nachzuweisen und
einen Antrag bei der SED-Unrechts-
Behörde zu stellen. Man nennt das wohl

duales System, wenn ich
nicht irre. Und es ist

gut, dass es ein
solches
System

gibt,
das

mit
dem

System
abrechnet.

Man darf da
nicht zimperlich sein.

Das spätere Stöckeroden mit
dem Vater war zwar politisch nicht so
gefährlich, dafür aber körperlich noch
anstrengender, und manchmal wurden die
am Rand des Waldweges zum Abtrans-
port aufgesetzten Wurzeln und Stuppen
auch gestohlen, und alle Arbeit und Plage
der voraufgegangenen Woche war um-

sonst – nur weil keine rechte Ordnung im
Lande herrschte, denn früher, beim Kai-
ser, wäre das bestimmt nicht passiert,
sagte uns einmal ein alter Waldarbeiter,
da habe noch Zucht und „Kommang“ ge-
herrscht, nicht solche Luderei wie in der
jetzigen Russenwirtschaft, wo jeder ma-
chen könne, was er wolle. Aber das ist auch
wieder eine Verzerrung der Wirklichkeit
und beschönigt das verruchte System.
Denn keiner konnte machen, was er wollte,
sondern nur das, was von denen oben
erlaubt war. Und das war wenig genug. 
Besonders schlimm erging es mir, wenn
ich in die Ladengeschäfte eingespannt
und zum Markenkleben gezwungen wur-
de. Der Zwang war also allerorten und
allgegenwärtig. Ich will das nur hier noch
einmal erwähnt haben, weil es doch leicht
in Vergessenheit gerät, wenn man älter
wird – zumal wir jetzt die Freiheit haben
und so vieles Vergangene verklärt sehen –

im diffus-goldigen Licht der verlorenen
Jahre, das die Konturen und Widersprüche
unscharf werden lässt und den Legenden
Tür und Tor öffnet, so dass einige schon
wieder von normalem Leben schwätzen
und die Diktatur von AH und EH mit
ungleicher Elle messen wollen. Nichts da!
Diktatur ist nun einmal Diktatur. 

Man muss wissen, dass es damals
in der Mangelwirtschaft natür-
lich alles nur auf Marken gab,

was es im Laden gab – falls es etwas gab,
denn in der Regel gab es ja nichts. Trat
aber einmal wirklich das Gegenteil ein,
dann erfolgte ein sogenannter Aufruf, d.
h., es wurde in einem Anschlag am
Schwarzen Brett des Dorfes, das beim
Gemeindeamt stand, mitgeteilt, dass für
die kommende Dekade 70 Gramm Mar-
melade gekauft werden könnten. Dazu
gingen die Leute mit ihren Lebensmit-
telkarten in das Kolonialwarengeschäft
meines Großvaters, das jetzt Lebens-
mittelgeschäft hieß und legten diese Kar-
ten vor. Meine Mutter, die Verkäuferin,
schnitt den aufgerufenen Abschnitt ab,
von welcher Handlung derselbe seinen
Namen hatte, und legte ihn in ein Käst-
chen. Von dort kam er am Wochenende
auf den Stubentisch und damit in meine
Hände, denn mir war befohlen und nach-
drücklich eingebleut worden, die soge-
nannten Marken mittels Mehlkleister auf
halbierte Zeitungsseiten zu kleben. Sau-
bere Reihen sollten es sein, und oben
musste ein Rand erhalten bleiben, den die
Mutter zum Notieren der Markensumme
nutzen konnte.
Heute begreife ich den damals nur dumpf
geahnten Unterschied zwischen West und
Ost: Im Westen waren die Marken – etwa
die der Auto-, Kleider-, Möbel-, Parfüm-
oder Schuhbranche – gut fürs Renommee
und den Absatz und den Gewinn, mir
brachten die Marken nur Gewinn, näm-
lich mindestens vier bis fünf Husten-
bonbons als Arbeitslohn. Das war der
Unterschied bei den Marken, aber den-
noch etwas Handfestes, und man konnte
Bonbons auch gegen einen Apfel tau-
schen. Was hätte ich denn in meiner Lage
beispielsweise mit einem BMW oder
einem Liter 4711 oder einem Dutzend
Damenschlüpfern anfangen sollen?  Kein
Schwein hätte sich im Dorf unter meinen
Freunden als Tauschpartner gefunden. 
Aber eine harte Zeit war es auch in anderer
Hinsicht. Während die übrigen Dorfbuben
auf der Straße zum Räuber-und-Gendarm-
Spiel ausrückten oder zum Bauern Mück-
ler zogen, wo man durch ein Astloch im
Hoftor beobachten konnte, was alles
geschah, wenn der Hengst aus dem Stall
geführt wurde ... und solche Dinge mehr,
wurde ich tyrannisch in der Stube am Mar-
kentisch festgehalten, bis ich alle Abschnit-
te aufgeklebt hatte. Und dann waren meist
die Dorflustbarkeiten schon vorüber. Heute
weiß ich, dass Unfreiheit die Mutter des
Sozialismus war und daher halte ich es mit
dem klaren, eindeutigen und seelisch auf-
bauenden Slogan: „Freiheit statt Sozialis-
mus“, damit nie ein Kind mehr über den
Marken weint! 

*
Die Kinder des Systems müssen über sich
nachdenken, wenn sie über sich nachden-
ken. An dieser Grundregel kommt nie-
mand vorbei. Tut das jemand gründlich
und ehrlich, vor allem ehrlich, wie von
ALLerhöchster Stelle zu Recht gefordert,
wird er mit sozialer Kompetenz auch die
richtigen Schlüsse ziehen. Nur dann kön-
nen die Kinder des Systems Jammer und
Elend ihrer Vergangenheit abschütteln
und  in der Freiheit ankommen. 
Will das etwa einer nicht?

... wären Mutter oder Vater Mit-
glied der bewussten Partei gewe-
sen. Sie waren es nicht, doch der

Verdacht ist damit nicht aus-
geräumt. Verdacht bleibt immer.
Wabert und zieht durchs Land,

immer auf der Suche nach Opfern.
Sie hätten es sein 

können! ... sein können ... sein
können!
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Ach, nur in Schwarz-Weiß! So
raunte auch in Leipzig das

Publikum als es die ersten Bilder
des neuen amerikanischen Kino-
stücks „Good Night, and Good
Luck“ sieht. Konsequent passt
sich der Regisseur George Cloo-
ney damit den Grautönen der damaligen
Fernsehbilder an. Schwarz-Weiß, das war
ja auch die Anfangszeit des Fernsehens.
Ohne große Verrenkungen ist somit der
Zuschauer  auch optisch mittendrin in den
Vorgängen, als  in den 50er Jahren Senator
McCarthy seine berüchtigte Hexenjagd
auf Kommunisten anzettelte. Angeblich
sollten damals 200 dieser Verdammungs-
würdigen und Verdächtigen die amerikani-
sche Regierung infiltriert haben.
Mit diesem Film belegt übrigens George
Clooney, wie dumm und oberflächlich die
heutigen Boulevardmagazine aller bun-
desdeutschen Fernsehkanäle sind, indem
sie sich ständig auf die Äußerlichkeiten
dieses Traummannes (?) kaprizieren. „Gu-
te Nacht und viel Glück!“ Das war die
übrigens die Verabschiedungsfloskel des
legendären amerikanischen CBS-Fernseh-
moderators Edward Murrow, der 1956 Mc
Carthys Methoden in seinen Sendungen
thematisierte und somit wesentlichen An-

teil am Sturz des Kommunistenjägers hat-
te. George Clooney zeichnet für die
geschliffenen Dialoge und für die Regie
verantwortlich. Eine wichtige Nebenrolle
fiel dabei auch noch ab. Dafür ging dieser
so engagierte politische USA-Filmrück-
blick  bei der diesjährigen OSCAR-Verlei-
hung leer aus. (Nur ein Zufall?)

In diesem Film wird geraucht, dass
einem Nichtraucher wie mir fast übel

wird. Hinter der Kamera und sogar vor der
Kamera. Oft aus Sucht-, manchmal aus
werbestrategischen Gründen. Ja, vor 50
Jahren war eben manches anders. Auffäl-
lig auch der Einheitslook der CBS-Nach-
richtenmacher: Weisses Hemd, dunkle

Krawatte, gescheitelte Fri-
sur. Die eineinhalb Film-
stunden wirken stellenweise
streng dokumentarisch und
geben  einen faszinierenden
Einblick in journalistische
Fragestellungen und Ethik

Der leibhaftige Senator Joseph Raymond
McCarthy wird in dokumentaren Sequen-
zen eingeblendet. Da stört dann allerdings
doch etwas die übliche deutsche Synchro-
nisation.

Schauprozesse und Bangemachen ge-
hörten damals zu den Ritualen der

Aufdeckung so genannter „unamerikani-
scher Umtriebe“. Das Aufspüren angebli-
cher Verfassungsfeinde im öffentlichen
Leben entartete bekanntermaßen zu einer
reaktionären Hatz. Namenlose und Nam-
hafte  wurden somit aus dem Land getrie-
ben. Auch  Chaplin geriet  ins Visier. Der
berüchtigte Senator starb übrigens 1957.
Zuvor kam er durch eine Bestechungsaffä-
re ins Gerede,  wurde von seinen Aufga-
ben entbunden und der Ausschuss aufge-
löst. Wen hatte er da nicht schon alles auf
dem Gewissen. Das ist jedoch schon nicht
mehr das Thema dieses  spannenden und
stilsicheren  schwarzweißen Films über
die „Rote Gefahr“. 

FF dabei
DER FILM- UND FERNSEH-LINK

Von MICHAEL ZOCK

Rote Gefahr

Ich bin meine eigene Frau ...
Charlotte von Mahlsdorf 
(alias Lothar Berfelde, 1928-2002), Schwulenikone und Trans-
vestit, wurde nach Praunheims bekanntem Film nun Mittel-
punkt einer Theaterinszenierung.  Jetzt uraufgeführt in der
Neuen Szene. Regisseur Ralph Reichel versucht dem Text
Struktur zu geben, Ironie und gleichzeitig Schwermut in dieses
auch tragische Außenseiterleben zu bringen. Aber: Es entste-
hen leider mehr Fragen als Antworten.   Klarheiten gibt es in
diesem skurrilen Kammerspiel nicht,  kann es vielleicht in so
einem extremen Leben letztlich auch nicht geben. Was bleibt,
ist Ratlosigkeit. 
Michael Schrodt als Charlotte spielt die Schaumgeborene - die
auf einer Riesenmuschel (Ausstattung: ÄNN) zwischen Venus
und Mars hin- und hergerissen wird – fast bis zur Erschöp-
fung.                                                                         • D. M.

FOTOGRAF ROGER RÖSSING
verstarb am 10. April mit 77 Jahren
in seiner Leipziger Wohnung. 1945
überlebte er das Inferno in der Ge-
burtsstadt Dresden. 1946 ging er
nach Leipzig, um an der Hoch-
schule für Grafik und Buchkunst
ein Studium der Fotografie zu be-
ginnen. Bis 1996 veröffentlichte
Roger Rössing über 90 Bücher. Er
wirkte an zahlreichen Ausstellun-
gen im In- und Ausland mit. Meist
gemeinsam mit seiner bereits im
Vorjahr verstorbenen Frau Renate.
Beide  galten als  subtile Alltags-
beobachter. Vor wenigen Tagen
erschien Rössungs nunmehr letzter
Band:„Menschen in der Stadt. Fo-
tografien 1946-1989“ im Lehm-
stedt Verlag. Legendär auch der
gemeinsam mit Ehefrau Renate und
Wolfgang U. Schütte  gestaltete
Fotoband: LEIPZIG IN FARBE.

Künstlerfamilie
Tischbein

Es darf als kleine Sensation
bezeichnet werden, dass das
Städelsche Kunstinstitut Frankfurt
am Main es ermöglicht hat,
Johann Heinrich Wilhelm Tisch-
beins berühmtestes Werk,
„Goethe in der Campagna“
(1786/87), ausnahmsweise auch
außerhalb der Main-Metropole zu
präsentieren. Anlass ist eine
umfangreiche Ausstellung, in der
die drei wichtigsten Maler der
Familie Tischbein vereint werden. 
Johann Heinrich d. Ä.
(1722–1789), der„Kasseler Tisch-
bein“, Hofmaler und Professor
der 1777 in Kassel gegründeten
Akademie, Johann Friedrich
August (1750–1812), der „Leip-
ziger Tischbein“, Direktor der
Akademie in Leipzig und schließ-
lich Johann Heinrich Wilhelm
(1751–1829), der „Goethe-Tisch-
bein“, der seinen Namen dem
berühmten Goethe-Porträt ver-
dankt.

„3xTischbein“ bis 5.Juni 2006,
Museum der bildenden Künste Lei-
pzig, Katharinenstr. 10, Di. u. Do.-
So., Feiertage 10-18 Uhr, Mi. 12-
20 Uhr; Ausstellungskatalog:
27,90 Euro

Die kommende Generation
wird von der Vergangenheit nur
das wissen, was wir ihr sagen
werden. Sie wird die Lehrzeit von
A bis Z wiederbeginnen.

ELSA TRIOLET
(Majakowskis Schwägerin)

Foto: Repro Mdbk Leipzig/Arttothek

In kaum einer anderen deutschen Stadt
sind die Passionen Johann Sebastian

Bachs in den Wochen vor Ostern so häufig
zu erleben wie in Leipzig. Drei Aufführun-
gen seien hier ob ihrer besonderen Bedeu-
tung gewürdigt.
Thomaskantor Georg Christoph Biller
führte die Thomaner und das Gewands-
hausorchester zu einer in allem sorgfältig
ausgearbeiteten, vor allem aber tief bewe-
genden und ergreifenden Gestaltung der

Chöre und der Choräle der Matthäus-Pas-
sion in ihrer selten zu hörenden Frühfas-
sung. Auch der Instrumentalpart der Rezi-
tative und Arien erklang unter Billers Lei-
tung beispielhaft kultiviert und ausdrucks-
stark im Sinne der historischen Auf-
führungspraxis. Er verband sich ideal mit
der Sopranistin Ute Selbig, der Altistin
Britta Schwarz (ein Höhepunkt beider
Duett mit Chor „So ist mein Jesus nun
gefangen“) und dem Bassisten Thomas
Laske.

Mit  Christoph Prégardien war für diese
zugleich als Schallplattenaufnahme
gedachte Aufführung ein Solist von For-
mat gewonnen worden. Doch seine ange-
griffene Gesundheit bereitete ihm in der
Aufführung am Gründonnerstag zuneh-
mend Mühe, so dass am Karfreitag der

Tenor Maximilian Schmitt für ihn einge-
setzt wurde. Leider wirkte auch Michael
Schopper als Christus in der Stimm-
führung zumal in der Höhe nicht immer
ausgeglichen. Schade. Da werden für eine
CD Korrekturen erforderlich sein.
Erstmals dirigierte der Gewandhauschef
Riccardo Chailly eine Bach-Passion in
einem Anrechtskonzert, im vorgesehenen
Wechsel mit den Thomanern diesmal die
Johannes-Passion. Ohne die historische
Aufführungspraxis außer Acht zu lassen,
gestaltete er mit den Gewandhausmusikern
und dem Gewandhaus-Kammerchor das
Werk aus heutigen, aber durchaus traditi-
onsverbundenen Klangvorstellungen mit
den Erfahrungen des mitreißenden Opern-
kapellmeisters. Das schließt Verhaltenes
und Zartes ebenso ein wie große dramati-
sche Steigerungen. Bei der Auswahl der
Solisten dürfte künftig mehr Wert auf ein
in sich stimmiges Ensemble zu legen sein.

Erstmals dirigierte der neue Univer-
sitätsmusikdirektor David Timm mit

dem Universitätschor und dem auf histori-
schen Instrumenten musizierenden Pauli-
ner Barockensemble. Auch er gestaltet
Dramatisches und Zartes stark beein-
druckend. Und er lässt erleben, wie mit

den anders klingenden Barockinstrumen-
ten im Sinne Bachs intensiv musiziert wer-
den kann. Im Unterschied zu Biller und
Chailly gestaltete er die Choräle überzeu-
gend ohne verzögernde Fermaten. 

Von WERNER WOLF

Bachs Passionen ...
mit Biller, Chailly und Timm

Daniel
Druskat
zum 75.
(17. April

1931)

Als kleiner Junge wollte HILMAR THATE
Weihnachtsmann oder lieber Gott wer-
den. Aber schon in der Schule beob-
achtete er, zunächst heimlich, die
Theatergruppe, um sich mit 16 an der
Staatlichen Schauspielschule in Halle
zu bewerben. Es begann eine der
interessantesten Film, Fernseh- und
Theaterkarrieren. Möge sich jeder an
seinen Thate erinnern.
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Das Parlament (8–9 / 2006)
überschrieb die Bespre-

chung zu diesem Buch „Ein
Schwarzbuch der Verbrechen
westlicher Staaten“. Der Rezen-
sent erinnert damit an das be-
rüchtigte „Schwarzbuch des
Kommunismus“, mit dem Cour-
tois und andere (aus Deutsch-
land die Pfarrer und Neuhistori-
ker Gauck und Neubert) die
Idee und Realität des Sozialis-
mus verteufeln und für alle Zei-
ten ächten wollten. Ist das von
Adam Jones herausgegebene
Buch das Pendant dazu  in um-
gekehrter Richtung?
Es enthält 22 Texte und Doku-
mente unterschiedlicher Bedeu-
tung und Qualität. Der Themen-
kreis reicht zeitlich vom Völ-
kermord der deutschen Kolo-
nialsoldateska an den Hereros
bis zu den Kriegsverbrechen der
USA und ihrer Komplicen in
Afghanistan und Irak. 
Was vereint Autoren unter-
schiedlicher politischer Anschau-
ung und Handschrift? Sie alle

listen Völkermord und Kriegs-
verbrechen auf, die der „Wes-
ten“ begangen hat. Indessen: Der
Begriff „Westen“ ist unscharf
und mehrdeutig. Gehören
Deutschland und Japan dazu?
Eine Studie zum faschistischen
Holocaust und zu den Verbre-
chen Japans im zweiten Welt-
krieg fehlt, das „angloamerika-
nische Bombardement deut-
scher Städte“ wird (von Eric
Langenbacher) verurteilt.
Trotz der Lücken ist es ver-
dienstvoll, an Vorgänge wie den
Kolonialkrieg Frankreichs in
Algerien oder die Rolle der
USA bei den Verbrechen Pino-
chets in Chile oder die Hin-
tergründe des Völkermords in
Ruanda zu erinnern.
Ungeachtet der unterschiedli-
chen Schauplätze und Zeitpunk-
te der Ereignisse und der wei-
ßen Flecken in den Recherchen
beweisen die Verfasser: 
– In der Politik „westlicher“
Staaten gibt es eine Tradition
des staatlichen Terrors und der

Kriegsverbrechen.
– Die USA sind „Haupttäter“.
Brian Willson, Vietnam-Kriegs-
veteran, resümiert in seiner Stu-
die: „Eine ehrliche Betrach-
tung der Geschichte der Ver-
einigten Staaten zeigt leider,
dass gewaltsame Interventionen
wie die in Vietnam keine Aus-
rutscher sind.“ Er stellt fest, dass
die USA 400 mal in über 100

Staaten intervenierten, „um unse-
re Kontrolle über Rohstoffvor-
kommen und Märkte weltweit
auszubauen“.
– Der „Westen“ praktiziert ge-
genüber diesen Verbrechen und
den für sie Verantwortlichen
eine „Kultur der Straflosigkeit“.
Seine Gräueltaten werden von
den Medien meist verschwie-
gen, verniedlicht, ignoriert oder

gerechtfertigt.
In der Beweiskraft der Fakten
und der prinzipiellen Verurtei-
lung der Verbrechen des „Wes-
tens“ liegt die Stärke und der
Nutzen des Buches.
Eine Schwäche liegt darin, dass
die meisten Autoren kaum oder
ungenügend der Frage nachge-
hen, wo die tieferen Ursachen für
Krieg und Völkermord liegen.
Für sie erscheinen die Verbrechen
als eine Art Fehler und Panne in
einem ansonsten intakten demo-
kratischen System. Sie emp-
fehlen als Therapie die Rückkehr
zur „Kultur des Rechts“.
Aber die vorgelegten Fakten,
insbesondere zur USA-Politik
unter Bush, beweisen, dass das
Völkerrecht und das UNO Sys-
tem von den selben imperialisti-
schen Politkern pervertiert wer-
den, die Krieg und Genozid zu
verantworten haben. Dieser
Politik liegen nicht „christlich
abendländische Werte“ zugrun-
de (auf die sich schon Hitler be-
rufen hat), sondern imperialisti-
sche Interessen. Die Bush und
Co. wiederholen nicht „Fehler“
der Vergangenheit, die vermeid-
bar wären, sondern sie prakti-
zieren eine Politik, die im impe-
rialistischen System wurzelt.

• HORST SCHNEIDER,
DRESDEN

Adam Jones (Hrsg.): Völker-
mord, Kriegsverbrechen und
der Westen Parthas Verlag,
Berlin 2005; 534 S, 38 Euro

Schwarzbuch
imperialistischer

Verbrechen

Seit eineinhalb Jahrzehnten
gibt es „nichtstaatliche be-

waffnete Gruppen“ – bekannt als
„Private Militärfirmen (PMF)“ ,
die eigene politische Ambitio-
nen haben. 400 dieser Unter-
nehmen waren 2003 in nahezu
90 Ländern, vor allem in Afrika,
tätig. Heute sind es inzwischen
2000 private Militärfirmen, die
über 1,5 Millionen „Angestell-
te“ auf fünf Kontinenten verfü-
gen. Die Privat-Soldaten kom-
men nach der weltweiten Re-
duzierung der Streitkräfte meist
aus Osteuropa, wo in den letz-
ten Jahren über 7 Millionen gut
ausgebildete und spezialisierte
Soldaten arbeitslos wurden.
Uesseler kommt nach zehn Jah-
ren Recherchen zu dem Schluss,
dass dieses Phänomen die demo-
kratischen Strukturen der west-
lichen Welt gefährdet. Er warnt
vor den Gefahren, die mit der
schleichenden Privati-sierung
des Krieges und militä-rischen

Interventionen einhergehen: die
Aushebelung des Völkerrechts,
die Unterhöhlung des staatli-
chen Gewaltmonopols und das
Entstehen eines rechtsfreien
Raumes für Ge-waltakteure. Al-
lein im Irak sind z. Z. 30 000
solcher Privat-Soldaten im Ein-
satz. Finanziert werden die PMF,
die keiner parlamentarischen
Kontrolle unterliegen und deren
Jahresumsatz 2005 bereits über
200 Mrd. Dollar – andere spre-
chen von Euro – betrug, vor al-
lem durch die USA, Großbritan-
nien und deren großen Mono-
polunternehmen. Auch in der
Bundes-republik sind fast alle
großen privaten Militärfirmen
mit Zweigniederlassungen tätig. 

• FRANZ-KARL HITZE
Rolf Uesseler: Krieg als Dienst-
leistung. Private Militärfir-
men zerstören die Demokratie.
Ch. Links Verlag, Berlin 2006.
240 S., zahlr. Abb., 14,90 Euro

Der Autor des vorliegenden
Buches polemisiert gegen

die offizielle Lesart vom „über-
raschenden Zusammenbruch
der DDR“, von der „Gunst der
Stunde“, die Helmut Kohl nutz-
te, um die „Wiedervereinigung“
durchzusetzen. Er weist nach,
dass, neben den bekannten inne-
ren Ursachen der „Wende“, die-
ses Ereignis das Resultat lang-
jähriger konspirativer Verhand-
lungen und geheimdienstlich
gesteuerte Aktionen zwischen
West und Ost war.
Gestützt auf Interviews mit
DDR- und BRD-Politikern, so-
wjetischen Zeitzeugen, auf Be-
richte und Dokumente, entsteht
ein brisantes Mosaik der Ge-
heimdiplomatie, Geheimdienst-
aktionen und Reformbemühun-
gen, die eng miteinander ver-
flochten waren. So fanden seit

den frühen 80er Jahren Ver-
handlungen zwischen beiden
deutschen Staaten über Varian-
ten einer Konföderationslösung
statt, die Kohl bis Ende 1989 fa-
vorisierte. Ostern 1987 unterbrei-
tete Gorbatschow dem Bundes-
kanzler das Angebot, die DDR
aus dem Warschauer Pakt zu
entlassen. „Die beiden deutschen
Staaten könnten sich arrangie-
ren, wie sie es für richtig befin-
den.“ Es gab hohe Kredite an die
UdSSR und Ungarn für Zuge-
ständnisse und Aktionen zur Lö-
sung der deutschen Frage. CIA
und KGB unterhielten die ge-
meinsame Denkfabrik „Swesda“
im Sinne des sogenannten „neu-
en Denkens“. Der KGB instal-
lierte in der DDR die Spezial-
gruppe „Lutsch“, um Perestroi-
ka-Bestrebungen zu fördern.
Erst unter dem starken Druck

von US-Präsident Bush (sen.)
und des im April 1989 neuer-
nannten US-Botschafters in
Bonn, A. Walters, eines hochka-
rätigen CIA-Mannes, nahm
Kohl allmählich Kurs auf den
Anschluss der DDR an die
BRD. Der Autor resümiert:
„Die Wende ... war weder ein
Zufallsprodukt noch die Sache
des Volkes, sondern Resultat
einer konsequenten und lang
angelegten Politik.“
Für alle, die sich für die Ereig-
nisse von 1989/90 und danach
interessieren, ist das Buch eine
Fundgrube.

• GÜNTER HARTMANN

Ferdnand Kroh: Wendemanö-
ver Die geheimen Wege zur
Wiedervereinigung. Carl Han-
ser Verlag, München / Wien
2005. 343 S., 19,90 Euro

Private Militärfirmen boomenDie Wende – kein Produkt 
der „Gunst der Stunde“

Rechtzeitig vor den Parlamentswahlen
im April in Italien ist auch in

Deutsch die Fleißarbeit des Autoren-
teams Udo Gümpel und Ferruccio Pinot-
ti zu Silvio Berlusconi erschienen. Für
die Autoren ist der Aufstieg zum italieni-
schen Ministerpräsidenten die Karriere
eines genialen Trickspielers.
Das Buch beruht auf der Basis jahrelan-
ger Recherchen über Berlusconis Werde-
gang, seine Freunde und sein internatio-
nales Firmengeflecht. Ebenso über sei-
nen Gönner, den Vorsitzenden der Sozi-
aldemokraten Bettino Craxi, der seiner

Verurteilung 1994 durch Flucht nach
Tunesien zuvorkam.Thema sind auch die
Verbindungen zur Cosa Nostra und zur
Geheimloge P2. Eines der Kapitel ist
Berlusconis rätselhafter Vermögens-
bildung gewidmet, ein weiteres seiner
finanziellen Beziehungen in den Nahen
Osten.   
Geschickte Anwälte schaffen es regel-
mäßig, gerichtliche Auseinandersetzun-
gen auf gut sieben Jahre hinauszuzögern.

Schon interessant, schließlich hat es Ber-
lusconi mit seiner Rechtsreform vom
November 2005 geschafft, die Verjäh-
rungsfristen für die meisten der in Be-
tracht kommenden Verbrechen von zuvor
fünfzehn auf sieben Jahre herabzusetzen. 
Das FORBES MAGAZIN schätzt das
Privatvermögen Berlusconis auf 12 Mil-
liarden Euro, damit ist er einer der fünf-
zig Reichsten der Welt. Seine Medien-
gruppe Mediaset kontrolliert direkt oder

indirekt 70 Prozent der italienischen
Medien.
Nicht von ungefähr nennt der Literatur-
Nobelpreisträger Dario Fo den braven
Katholiken Silvio Berlusconi als "...das
größte Unglück Italiens seit Mussolini“.
Und das wird vom Autorenduo auf 600
Seiten belegt.

• KARL-HEINZ WALLOCH

Udo Gümpel/ Ferruccio Pinotti: Ber-
lusconi Zampono.  Riemann Verlag,
München 2006. 600 Seiten, 19,95 Euro

Berlusconi nur ein Zampano?
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KALENDERBLATT
Vor 100 Jahren geboren

Wolfgang Abendroth
Am 2. Mai 1906 als Sohn einer
sozialdemokratischen Lehrerfa-
milie geboren, verkörpert der
politische Lebensweg Wolfgang
Abendroths einen Großteil der
Geschichte des demokratischen
Sozialismus in Deutschland. Zu-
nächst Mitglied des Kommunisti-
schen Jugendverbandes, trat er
der KPD bei, aus der er 1928 mit
Brandler, Thalheimer und anderen
ausgeschlossen wird. Er schließt
sich der KPD(Opposition) und
später der Gruppe „Neu Begin-
nen“ an und grenzt sich, an der
Faschismus-Analyse Thalheimers
orientiert, von der gegen die SPD
gerichteten „Sozialfaschismus“-
Theorie der KPD ab.
1933 wird er aus dem Referenda-
riat entlassen – er hatte Jura stu-
diert – und beginnt illegal zu ar-
beiten. 1937 wird er wegen Hoch-
verrat zu vier Jahren Zuchthaus
verurteilt und nach Haftende in
das „Strafbataillon 999“ eingezo-
gen, aus dem er 1944 desertieren
kann.
Nach der Entlassung aus engli-
scher Gefangenschaft tritt er im
Dezember 1946 in Berlin der SPD
bei. Während seiner zweijährigen
Tätigkeit in der SBZ – er hatte in
Jena eine Professur für Staatsrecht
erhalten – vermeidet er es, der SED
beizutreten. Er versteht sich als un-
abhängiger Marxist, der sich kri-
tisch mit Lenin auseinanderge-
setzt hat und den Terror Stalins
verabscheut. Für ihn sind Sozia-
lismus und Demokratie eine un-
trennbare Einheit 1949 verlässt er
die SBZ und er erklärt, dass sein
Weggang „keine Ablehnung der
Grundgedanken der Oktoberrevo-
lution und des Sozialismus ent-
hält, für die ich stets eingetreten
bin und weiter ebenso entschieden
eintreten werde“.
Zunächst als Rektor der Hoch-
schule für Arbeit, Politik und Wirt-
schaft in Wilhelmshaven tätig,
wird er 1951 auf den Lehrstuhl für
Politische Wissenschaft in Mar-
burg berufen. Sein Lehrkonzept
ist auf die Demokratisierung der
politischen Institutionen und aller
wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Bereiche der Gesellschaft
gerichtet. Seit den 70er Jahren
spricht man von der Abendroth-
oder der Marburger Schule. 
Obwohl Mitglied der Programm-
kommission der SPD, wird er
1961 aus der Partei ausgeschlos-
sen, nachdem er 1959 einen auf
marxistischer Analyse beruhen-
den Gegenentwurf zum Godes-
berger Programm verfasst und ei-
nen Förderverein für den aus der
SPD ausgeschlossenen „Soziali-
stischen Deutschen Studenten-
bund (SDS)“ gegründet hatte. Er
engagiert sich in den Auseinan-
dersetzungen mit dem „Radika-
len-Erlass“ sowie in der Friedens-
bewegung. Nach seiner Emeritie-
rung 1972 zieht er nach Frankfurt
(Main) und beginnt eine zehnjäh-
rige Lehrtätigkeit an der Akade-
mie der Arbeit.
Am 15. September 1985 stirbt
Wolfgang Abendroth in Frankfurt.
Seine Schriften zur Theorie und
Geschichte der Arbeiterbewegung
sind noch heute aktuell.

• KURT SCHNEIDER

Die Fusion von PDS und WASG tritt in die-
sen Wochen in ihre entscheidende Phase,
und manche Erkenntnis und Erfahrung aus
dem Prozess der Vereinigung von KPD und
SPD vor sechzig Jahren (oder dem Zusam-
menschluss der „Eisenacher“ und „Lassalle-
aner“ vor 120 Jahren) könnte nützlich sein.
Das betrifft u. a. solche Fragen:
Was zwingt Linke zur Einheit? Ist die Erfah-
rung “vereint sind wir stärker” ein ausrei-
chendes Motiv für die Einheit oder wenig-

stens für die zeitweilige und situationsbe-
dingte Aktionseinheit? Wie gestalten die Be-
teiligten den Fusionsprozess? Welches Ver-
hältnis haben politisches Ziel und gangbarer
Weg? Welche Bedeutung hat die Fusion in
der gegebenen politischen Situation?

Geschichtliche Erfahrungen
wurden zum Zwang

Die Vereinigung der SPD und KPD 1946
fand unter einmaligen und unwiederholba-
ren Bedingungen statt. Die entscheidende
Frage für die 1945 politisch handelnden Lin-
ken war:
Was ist zu tun, um Krieg und Faschismus
künftig auszuschließen? Anders gefragt:
Was hat die Hitlerdiktatur ermöglicht?
Neben der Erkenntnis, dass die Naziherr-
schaft ein Kind des Bank- und Monopolka-
pitals ist (die auch Eingang ins Potsdamer
Abkommen und das Nürnberger Urteil
fand), gab es die Erfahrung: Die Spaltung
der Arbeiterbewegung vor 1933 hat den Vor-
marsch des Faschismus erleichtert / ermög-
licht. Die Forderung, die Arbeitereinheit
herzustellen, war auch in der SPD eine
Dominante. Selbst das Wort „Zwang“ war
da nicht negativ besetzt. Jeder kann im Pra-
ger Manifest des Emigrationsvorstandes der
SPD vom 28. Januar 1934, das auch die
Unterschrift Willy Brandts trug, nachlesen:
„Die Differenzen in der Arbeiterbewegung
werden vom Gegner selbst ausgelöscht. Die
Gründe der Spaltung werden nichtig. Der
Kampf kann nicht anders als revolutionär
geführt werden. Ob Sozialdemokrat, ob
Kommunist, ob Anhänger der zahlreichen
Splittergruppen, der Feind der Diktatur wird
im Kampf durch die Bedingungen des
Kampfes selbst der gleiche sozialistische
Revolutionär. Die Einigung der Arbeiter-
klasse wird zum Zwang, den die Geschichte
selbst auferlegt.“
Der Sozialdemokrat Otto Buchwitz, dem
vorgeworfen wurde, er habe sich dem Druck
der Kommunisten und der sowjetischen Of-
fiziere gebeugt, hat sich zu diesem Zwang
oft bekannt. Eine seiner Antworten lautete:
„Es wurde von der reaktionären Presse in
Berlin und im Westen oft gesagt, die Vereini-
gung bei uns erfolge unter einem gewissen
Druck. Ja gewiss stehen wir unter einem
Druck. Wir stehen unter dem Druck der Le-
benswirklichkeiten, der Notwendigkeiten
des deutschen Volkes. Das ist der Druck! Ich
sage Ihnen: Unter Druck würde ich mich
nicht stellen lassen. Habe ich zwölf Jahre
Hitler getrotzt, so lasse ich mich auch jetzt
nicht unter Druck setzen. Ich gehe mit klar-
ster Aufgeschlossenheit an die Einigung
heran und bin stolz darauf, dass wir sie voll-
enden können.“ 
In Sachsen erfolgte die Vereinigung von

SPD und KPD zur SED, nachdem getrennte
Parteitage der Vereinigung zugestimmt hat-
ten, am 7. April 1946 im Kurhaus Bühlau.
(Ein Denkmal, das an das historische Ereig-
nis erinnert hatte, ist nach 1990 entfernt
worden.)
In der Erklärung des Vereinigungsparteita-
ges in Sachsen hieß es: „Der Parteitag ist
sich vollauf bewusst, dass diese Einheit
nicht nur eine wirtschaftliche und politische

Notwendigkeit für das gesamte schaffende
Volk, sondern auch von entscheidender nati-
onaler Bedeutung ist.“
Ob sich jeder Delegierte dessen bewusst
war, ist hier nicht zu fragen, aber jeder wus-
ste: Nur die geeinte Arbeiterklasse konnte
einen Neubeginn für Deutschland anstreben.
Diese Erkenntnis galt auch für die westdeut-
sche Arbeiterbewegung, wie  Dokumente be-
weisen.
Wer die Spaltung der Arbeiterklasse betrieb
und den Antikommunismus propagierte,
konnte zwar den Sozialismus zur  „Tages-
aufgabe“ erklären, stand aber objektiv an der
Seite derer, die den Imperialismus restau-
rierten.

Arbeitereinheit und
antifaschistisch-demokratische

Umwälzung
Wolfgang Leonhard, einer von denen, die
nach 1945 in der „Gruppe Ulbricht“ die Ein-
heit der Arbeiterbewegung vorbereiten half,
die er später als Renegat wahrheitswidrig als
„Zwangsvereinigung“ verleumdete, kolpor-
tiert seit Jahr und Tag einen Satz, den er aus
Ulbrichts Mund gehört haben will: „Aber es
muss demokratisch aussehen.“ Indessen:
Was da in der sowjetischen Zone vor sich
ging, sah nicht nur demokratisch aus, son-
dern war in Inhalt und Form ein demokrati-
scher Prozess. Die Herstellung der Arbeiter-
einheit erfolgte von unten nach oben. In
Dresden fand das erste Zusammentreffen
von jeweils fünf Kommunisten und Sozial-
demokraten am 3. Juli 1945 statt (in Mün-
chen am 11. Juli). Beide Seiten – in Dresden
wie in München – hielten angesichts der bit-
teren Erfahrungen und der Situation die
Aktionseinheit für unabdingbar. Folgende
Aufgaben sollten gemeinsam gelöst werden:
– Die Ingangsetzung der Produktion und des
Verkehrs.

– Die Überwindung der Reste des Faschis-
mus und seiner Ideologie.
– Der Aufbau einer antifaschistisch-demo-
kratischen Republik und einer entsprechen-
den Verwaltung.
– Die Schaffung des Blocks demokratischer
Parteien.
– Die Durchführung der Bodenreform.
– Maßnahmen zur Ingangsetzung des zivilen
und kulturellen Lebens.

– Die Gründung der Volkssolida-
rität.

Im Dresdner Aufruf vom 19.
November 1945 hieß es: „Das
Ziel soll sein: Über brüderliche
Zusammenarbeit zur Einheit
gelangen.“ Wer die Protokolle
der „Aktionsgemeinschaft
SPD – KPD in München“ liest,
wird im Hinblick auf die Ziel-
stellung kaum Unterschiede fest-
stellen. Das hindert die staatstra-
gende Geschichtsschreibung und
einige Renegaten nicht, die
These von der  „Zwangsvereini-
gung“ zu kolportieren. Das Han-
nah-Arendt-Institut für Totalita-
rismusforschung hat mehrere
Arbeiten wie „Die Partei der
Diktaturdurchsetzung“ und „Dik-
taturdurchsetzung in Sachsen“
veröffentlicht, die dem Zweck
dienen, die SED als „totalitäre“
Partei zu verleumden, ihr Wir-
ken nachträglich zu verteufeln.

Wenn es denn Zwang im physischen Sinne
gewesen wäre, hätte die SPD 1990 die
„Zwangsvereinten“ von 1946 mühelos zu-
rückgewinnen müssen. War das so?

Die Arbeitereinheit
ermöglichte die politische

Alternative
Die Gründung der SED war kein Selbst-
zweck. Sie war die wichtigste Bedingung
dafür, dass eine politische, ökonomische und
ideologische Alternative zur imperialisti-
schen Gesellschaftsordnung, die auch im
Ahlener Programm der CDU und Erklärun-
gen der SPD verurteilt worden war, durch-
gesetzt werden konnte.
Die antifaschistisch-demokratische Umwäl-
zung wird in der bürgerlichen Geschichts-
schreibung meist als „Sowjetisierung“ und
„Diktaturdurchsetzung“ verleumdet. Inter-
essant dabei ist, dass die ersten, die diese
These propagierten, Leute sind, die nach
1945 zunächst selbst führend dabei waren:
Erich Gniffke, Gustav Dahrendorf, Wolf-
gang Leonhard, Carola Stern. Erich Gniffke
hat auf dem Vereinigungsparteitag im April
1946 erklärt: „Für mich ist es un-
verständlich, wie aus einem grundsätzlichen
Bejaher der Vereinigung der beiden Arbei-
terparteien in wenigen Monaten ein Vernei-
ner oder ein Kritiker werden kann.“
Inzwischen ist so viel über die Biographien
der Genannten bekannt, dass wir bei man-
chem „Verneiner“ die Gründe kennen, aber
das macht die Sache nicht sympathischer
und die Behauptung von der „Zwangsverei-
nigung“ nicht  wahrer. 
Die Entwicklung im Westen bewies, dass die
Fortsetzung der Spaltung und die ideologi-
sche Dominanz des Antikommunismus den
Fortbestand des Kapitalismus ermöglichten.
Die Folgen (nicht nur) für die Linken sind
noch heute zu tragen.

Von HORST SCHNEIDER

Vor sechzig Jahren: Gründung der SED

„Zwangsvereinigung“ oder Vermächtnis?

Wilhelm Pieck (l.) und Otto Grotewohl bei ihrem legen-
dären Händedruck.                                     Foto: LN-Archiv



LEIPZIGS NEUE •    8 ‘06 • 21. APRIL 2006 SPORT/ANZEIGEN •  13

Wir leben – Gott sei's gedankt, oder? – in einem
reibungslos funktionierenden Rechtsstaat, in
dem die Demokratie perfekt funktioniert, in

dem die an der Spitze des Landes amtierenden Frauen
und Männer keine Sorge um ihre Zukunft haben müs-
sen, weil ein Abgeordneter schon mit 57 in Rente gehen
kann – dass die wenigen übrigen sich erst mit 67 anmel-
den können, ist hinlänglich bekannt.  Und wenn einer
der „Großen“ wirklich seinen Job verliert, muss er sich
nicht auf einen der oft harten Arbeitsamtsstühle setzen
und warten, bis er aufgerufen wird. Er findet in der
Regel ein Angebot in seiner Post, Boss einer Pipeline-
gesellschaft zu werden. Nein, ich will nicht abschwei-
fen, schon deshalb nicht, weil Wichtigeres ansteht – ich
korrigiere – Wichtigstes. 
Sie haben es auf Anhieb erraten: Die Fußballweltmei-
sterschaft! Und da zeigten sie mir im Fernsehen eifri-
ge Feuerwehrleute aus Schwarzenbek, die auf ihren
Hof ein blaues Tor montiert hatten. (Irgendeiner hatte
irgendwo die Losung ausgegeben: blue goal, was in
der Sprache des Landes, in der diese Fußballweltmei-
sterschaft stattfindet, so viel wie „blaues Tor“ heißt.)
Also hantierten die Feuerwehrleute in ihrer Freizeit
WM-begeistert an einem solchen blauen Tor und wur-
den dann von einem Mann, den ich auch nur im Fern-
sehen sah und deshalb respektlos „Lackaffe“ nenne,
belehrt, dass dieses Tor ein Urheberrecht verletzt und
demzufolge hohe Strafe kosten kann. Also wird man
sich möglicherweise vor Gericht wiedersehen, denn

Fußballbegeisterung bis hin zu der Begeisterung für
die WM unterliegt nicht nur Gemütsempfindungen,
sondern eben auch dem Urheberrecht. In dem Augen-
blick, als ich die Gesichter der Feuerwehrleute von
Schwarzenbek auf dem TV-Schirm sah, wusste ich
endgültig: Diese WM ist – abgesehen davon, dass
auch einige Fußballspiele stattfinden – ein Millionen-
geschäft und verdienen werden daran viele, die noch
nie im Leben einen Fußball in eine bestimmte Rich-
tung zu treten versuchten, ganz zu schweigen davon,
dass es sie einen Dreck interessiert, wohin der Ball
fliegt. Für sie ist das Tor das Konto! Und wer immer
sich während der WM für einen gelungenen Pass oder
eine hinreißende Torwartparade begeistert, sollte nicht

vergessen, dass das alles nicht stattfinden würde,
wenn nicht der entsprechende Profit garantiert wäre.
Apropos Torwartparade. Sie haben natürlich alle
längst die endlosen Kommentare zu der Entscheidung
des Herrn Klinsmann gelesen, Jens Lehmann zum
Torwart Nr. 1 zu ernennen und Oliver Kahn in die
„Ecke“ zu stellen. 
In ersten Meldungen hieß es, Kahn werde sich mit
„seinem“ FC Bayern beraten,  und es ist gut möglich,
dass die Entscheidung in München schon gefallen ist,
wenn diese Zeilen gedruckt werden. Ich verzichte
auch darauf, mich an diesem unsäglichen Streit zu
beteiligen, denn: Nehmen wir an, Oliver Kahn stünde
im Tor und erwischte einen rabenschwarzen Tag,
könnte er sicher sein, dass die vielen gutbezahlten

Klugmäuler mit den Amtmann-Wichtig-Mienen vor
den Fernsehkameras schwören würden, Jens Leh-
mann wäre die bessere Wahl gewesen. Hätte Oliver
Kahn einen Supertag, würde das Gegenteil ebenso
hartnäckig beschworen. 
Am Rande bemerkt: Es geht um Sport und diese Bran-
che unseres Lebens kennt keine verlässlichen Werte.
Ein Sprinter erwischt in der Leichtathletik einen
Superstart und gewinnt die olympische Goldmedaille,
eine Woche später verpennt er den Start und wird nur
Vierter. Er behält die Goldmedaille und die schon er-
wähnten Mikrofon-Krakeeler finden tausend Erklä-
rungen dafür, warum das so war und so ist. 
Noch einmal: LEIPZIGS NEUE wird vielleicht die ein-

zige deutsche Zeitung
sein, die sich an dem Streit
Kahn oder Lehmann nicht
beteiligt. Sie gestattet sich
nur die Frage: Was wäre
wohl geschehen, wenn
Klinsmann 48 Stunden vor
dem ersten WM-Spiel die
beiden Torwarte hinter
verriegelten Toren getestet
und sich anschließend eine
halbe Stunde die bei die-
sem Test gedrehten Video-

Aufnahmen angesehen und danach mitgeteilt hätte:
Im ersten Spiel hütet X das Tor. Was passiert zum Bei-
spiel, wenn Lehmann sich morgen eine Knieverlet-
zung zuzieht – was wir ihm um keinen Preis wün-
schen wollen? Dann muss Klinsmann mitteilen: Ich
stelle Nummer 2 ins Tor? Ich würde darauf verzichten,
die Kommentare zu lesen. Und Klinsmann täte mir –
kaum vorstellbar – sogar ein wenig leid. 
Bliebe die Frage: Warum zum Henker, können wir
nicht eine Weltmeisterschaft arrangieren, bei der nicht
Millionen an Urheberrechten verdient werden und
schon Wochen vor dem ersten Spiel riskante Ent-
scheidungen getroffen werden? Vielleicht weiß ich die
Antwort: Weil wir in einem Deutschland leben, in
dem der Euro regiert ...

Sportkolumne

Die großen 
Entscheidungen

Von
KLAUS

HUHN

... diesmal von einem ehemaligen DDR-National-
spieler, Peter Ducke.
Er gehört zu den wenigen Weltklassefußballern
der DDR, die schon in den sechziger und siebziger
Jahren heiß von westeuropäischen Spitzen-Fuß-
ballklubs begehrt waren.
Thomas Stridde beschreibt den sportlichen Werde-
gang Duckes vom Straßenfußballer in der frühen
Kindheit bis zum Oberliga- und Nationalspieler in
der DDR. Ein Werdegang, der den Bürgern im
westlichen Teil Deutschlands teilweise unbekannt
geblieben ist, obwohl Peter Ducke in einer
gesamtdeutschen Fußball-Rangliste des 20. Jahr-

hunderts unter die Top-Ten kam.
Eine Episode, die Hans Meyer als Trainer von
Borussia Mönchengladbach passierte, als er in
einem Interview von einem westdeutschen Journa-
listen gefragt wurde: „Möchten Sie nicht auch mal
Weltstars trainieren? Figo, Beckham, Zidane?“
Worauf er antwortete. „Junger Mensch, ich hab’s
in Jena doch gehabt. Peter Ducke!“

• R. FIEBELKORN

Thomas Stridde: Die Peter-Ducke-Story. Glaux
Verlag Christine Jäger KG Jena 2006. 152 S.,
19,00 Euro

Schon wieder Fußball, diesmal eine
Biografie ...

Zur Unterstützung Kubas
geben wir gebrauchte Fahr-
räder preisgünstig ab.
(für Kinder und Erwachsene)
Der Erlös wird dem
Solidaritäts-Konto

zugeführt.
Interessenten melden sich über
Telefon: 034298/35383

Cuba si

Diese CD enthält 300 Fotos von der Geburtstagsfeier zum
75. von Gustav-Adolf Schur in der Leipziger Ernst-Grube-
Halle. Interessenten können diese CD gegen eine Spende
zum Aufbau des Friedensfahrtmuseums in Kleinmühlingen
bei unserem Vertrieb oder in der Redaktion bestellen –
Anschriften siehe Impressum Seite 16
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München – Während an-
dere Städte ihre Wohnun-
gen zu Zehntausenden an
ausländische Unterneh-
men verscherbeln, geht die
Stadt München genau den
umgekehrten Weg. Sie
kaufte jetzt dem Investor
Fortress Wohnungen ab.
Bei dem Deal ging es um
insgesamt 6450 Wohnein-
heiten. Die Stadt besaß
schon immer 50 Prozent
der Wohnungsgesellschaft
Heimag.
... Münchens Oberbürger-
meister Christian Ude
warnte andere Kommunen
vor dem „strategischen
Fehler“, ihren Wohnungs-
besitz zu verramschen. Sie
beraubten sich ihrer Hand-
lungsmöglichkeiten bei der
Versorgung mit sozialem
Wohnraum, was sie in ein
paar Jahren unter Umstän-
den teuer bezahlen müss-
ten.
AUS: MIETERZEITUNG 2/2006

BEI ANDEREN
GELESEN

ES GIBT EIN URALTES DEUTSCHES
SPRICHWORT, dem ich vorausschicke,
dass es gar nicht zum Bericht des Wande-
rers passt. Dennoch hier der Wortlaut:
„Wer viel tafelt, macht ein kurzes Testa-
ment“, was auf „Hochdeutsch“ heißen
soll: Der Betreffende ist ein schlechter
Sparer. Dieses Zitat passt wirklich vorne
und hinten nicht in meinen Wanderbe-
richt und das ist leicht erklärt: Der Begriff
„Tafel“ hat im Deutschen gründlich sei-
nen Sinn verändert. Früher bogen sich die
Tafeln unter den Gastmahlen und allein
das Wort vermittelte die Vorstellung einer
reich gedeckten Tafel. In den letzten ein-
einhalb Jahrzehnten ist jemand auf die
Idee gekommen, den Begriff für die Spei-
sung der Arbeits- und Obdachlosen zu
nutzen und allerorten „Tafeln“ einzurich-
ten, wo Marktketten, Bäcker und Händler
abliefern, was sie früher in den Müll
kippten. In Ribnitz-Damgarten zum Bei-
spiel wurde dieser Tage in der Rostocker
Straße die „Tafel“ offiziell eröffnet und

wir wurden Tatzeugen, weil wir die
Schlange entdeckten, die sich da aufge-
reiht hatte, lange bevor die Tür geöffnet
wurde.
Günter Hoffmann vom „Tafel-Bundes-
vorstand“ – ich kann nicht beschwören,

ob dies die richtige Bezeichnung ist, aber
passend erschien sie mir schon –, hielt
eine kleine Eröffnungsrede und prägte
ein treffendes Wort: „Die Tafeln überneh-
men einen Teil des sozialen Friedens.“
Merkt Euch das, Leute, denn: 586
„Tafeln“ gibt es inzwischen schon in
Deutschland. In Ribnitz-Damgarten
sahen wir sogar einen Offizier der Bun-
deswehr, der sich natürlich nicht mit
anstellte, sondern zu den „Ehrengästen“

der Eröffnungsfeier gehörte. 
TAGE VORHER waren wir durch
Luckenwalde gekommen und dort erzähl-
te man uns, dass just ein Streit geschlich-
tet werden konnte, wo die „Tafel“ künftig
unterkommt: In der alten Gaswerksvilla.

Die Stadt will sich
100 000 Euro aus den
Rippen schneiden, um
das Haus wieder herzu-

richten. Das Argument fand ich gut: „Wir
brauchen ein abgeschlossenes Terrain,
bei dem die Betroffenen nicht auf dem
Präsentierteller stehen.“ Sogar ein
Lastenaufzug soll eingebaut werden, was
mich schließen ließ, dass die Stadt mit
einer Zunahme der Tafelbesucher rech-
net. Und die Arbeitslosenverbände sollen
unter dem Villendach auch ein Domizil
finden – auch das ist zu begrüßen, denn
deren Zahl wird nach den bisherigen

Erfahrungen kaum sinken. 
UND DAMIT NIEMAND MECKERN
KANN, dass der Wanderer zu oft und zu
emsig nur „Negatives“ aus diesem schö-
nen Land erzählt, erwähne ich auch, dass
ich am Fürstenberger Röblinsee vorüber-
kam und nicht verschweigen will, dass
die britische Firma Cardinal Boating
Holidays dort ein neues Segelparadies er-
öffnet hat. Sechs Boote der Europa-Serie
mit Fünf-Sterne-Ausstattung wurden in
Betrieb genommen. Und im Sommer
kommt jede Woche ein neues Boot hinzu,
im Herbst sollen es 14 sein. Also: Wer die
nötige Kohle hat, um unter fünf Sternen
zu segeln, sollte in Richtung Fürstenberg
aufbrechen!
Um das klarzustellen: Mich treffen sie
dort allerdings nicht.

• KLAUS HUHN

Wanderungen durch Neufünfland 

Der Aufschwung der „Tafeln“

Übrigens, dass sich Mitarbei-
ter des MfS zunehmend ge-

gen die Angriffe auf ihre Person
und ihre Behörde zur Wehr set-
zen, ist ihr gutes Recht. Auch
diese Menschen haben eine
Würde, die sie verteidigen dür-
fen.  Warum sollten sie vor den
heute Herrschenden zu Kreuze
kriechen?
Und das betrifft nicht nur die
Mitarbeiter des MfS, sondern
viele andere DDR-Bürger die
ihren Staat persönlich und poli-
tisch als ihre Heimat verinner-
licht hatten und noch haben.
Eine solche Haltung ist nun ein-

mal strafrechtlich nicht relevant,
obwohl man es gern hätte. Sie
ist einfach zu respektieren.
Noch einige Bemerkungen zur
strafrechtlichen Verantwortung
von Angehörigen des MfS oder
anderer Funktionsträger der
DDR.
Es ist doch interessant, dass von
85 000 eingeleiteten Ermitt-
lungsverfahren mit ca. 100 000
Beschuldigten nur bei 650 über-
haupt eine Verurteilung erfolgte.
Die anderen wurden gar nicht

erst angeklagt oder endeten mit
Freispruch. Ganz einfach des-
halb, weil diese Leute weder
nach BRD- noch nach DDR-
Recht eine Straftat begangen
hatten.
In den Fällen einer Verurteilung
waren diese vorrangig politisch
motiviert. Man brauchte, um
seine Politik der „Delegitimie-
rung der DDR” zu untermauern,
Sündenböcke.

G. FLEISCHHAMMER,
LEIPZIG

Aus einem (redaktionell gekürzten) offenen Brief  an
die Mitglieder und Sympathisanten des Stadtverban-
des der Linkspartei.PDS-Leipzigs:
Es ist uns ein Bedürfnis, dem Aufruf „Für eine antikapita-
listische Linke“ unsere uneingeschränkte Unterstützung zu
erteilen. Besonders erfreut uns, dass zu den Erstunter-
zeichnern auch Volker Külow und Dietmar Pellmann
gehören. Damit haben sich zwei wichtige Politiker der
Leipziger Linkspartei.PDS zur Notwendigkeit zweier zen-
traler Aufgaben – mobilisierungsfähig werden und eine
gesellschaftliche Alternative zum Kapitalismus in die
öffentliche Debatte bringen – bekannt. 
Dieses Bekenntnis bezieht auch die formulierten absoluten
Minimalbedingungen einer Regierungsbeteiligung auf
Landesebene ein, einschließlich von Umständen, diese zu
beenden. Dem können wir ebenfalls nur zustimmen. ...
Im Aufruf wird klar bestimmt, dass es für eine Partei mit
„regierungsorientiertem Pragmatismus“ und „unverbindli-

chen antineoliberalen Floskeln ... keinen gesellschaftli-
chen Bedarf“ gibt. Damit eng verbunden ist die Frage nach
Verlässlichkeit und Glaubwürdigkeit parlamentarischen
Wirkens – und dies bereits auf kommunaler Ebene.
Aus aktuell gegebenem Anlass verweisen wir jedoch auf
eine Problematik und dazu gehörende Widersprüche:
Zum Beispiel: Statt sich zu einem „eigenständigen Akteur“
sozialer Protestbewegungen mit der Option noch größerer
Durchsetzungsfähigkeit linker Politik im Stadtrat zu ent-
wickeln, tagt z. B. unsere Fraktion hinter „verschlossenen
Türen“  und verbleibt so in einer Rolle eines „Wir wissen,
was gut und möglich für euch ist' verfangen. ...  Statt im
Vorfeld auf breite Unterstützung zu setzen, wird erwartet,

dass im Nachhinein etwas Unterstützung oder Verständnis
findet, an dessen Zustandekommen man vorher nicht
beteiligt war!
Wie heißt es doch im Aufruf: „Nicht nur abwartender
Unterstützer sozialer Protestbewegungen zu sein“, sondern
„eigenständiger Akteur zu werden“! In dieser Hinsicht hat
sich die Leipziger Linkspartei.PDS in den vergangenen
Monaten durchaus spürbar bewegt. Aber es gibt auch
Rückschläge. ... Unverständlich ist, dass ein Bürgerforum
zum brandaktuellen Thema „Erzwungener Umzug – wo
bleiben die Interessen der Mieter?“ am Montag (10.April),
18Uhr  (zur Zeit der Montagsdemos – LN) angesetzt wird!
Damit bleiben zwangsläufig die Aktivisten des Protestes
von der Teilnahme ausgeschlossen. Wieder ist ein mögli-
cher erster Schritt hin zur Mobilisierungsfähigkeit vertan.

PETRA WEIßFUß, PIA WITTE
Sprecherinnen der AG "Soziale Politik"
in und bei der Linkspartei.PDS-Leipzig

Warum die Linkspartei?“ –
Das fragte ein gewisser

Nikolaus Blome im Kommentar
der Welt vom 7. April. Er mo-
kierte sich, die Grünen hätten
„demutsvoll die Fahne einge-
rollt“, damit Petra Pau zur Bun-
desvizepräsidentin gewählt wer-
den konnte. Der Proporz, auch
der Linkspartei einen Sitz im
Präsidium zu gewähren, nur
weil es die Geschäftsordnung so
wolle, sei „blind und apoli-
tisch“. Und es mache auch „kei-
nen Unterschied, ob Lothar
Bisky oder Petra Pau den Präsi-
diumsstuhl einnimmt“. Trotz
„ein bisschen Oskar-Firnis und
Gysi-Lack“, bilde die Linkspar-
tei “einen sehr lebendigen Kern
... der SED“, der „Staatspartei
eines diktatorischen Regimes“.
Herr Blome kann nicht verste-
hen, dass „ihr das deutsche Par-
lament wirklich einen Ehrener-

weis“ schulde. Der Kommenta-
tor bestätigt nur Friedrich Wolfs
Bemerkungen am Schluss seiner
Schrift „Einigkeit und Recht“:
„Die ,Überwindung‘ der DDR,
der Untergang des europäischen
sozialistischen Lagers, bewirk-
te, daß wir in vieler Beziehung
wieder da stehen, wo wir 1932
gestanden haben, nur richtungs-
und wehrloser. Was heute mo-
dern ist, wird bald unmodern
sein. Alles wird noch einmal von
vom anfangen: die Katastro-
phen, die Kämpfe, die Niederla-
gen und vielleicht auch die
Siege. Es wird auf jeden Fall
schwer. Die Erinnerung an die
DDR wird dann einen neuen
Stellenwert erhalten.” 

Wenn ich damals als Schüler
auch nicht das ganze gesell-
schaftliche und politische Pro-
zedere verstanden habe, aber
dass die Linken keineswegs so
gehasst wurden, wie es heute in
diesem stramm deutschen Lan-
de, in das wir hineingestoßen
wurden, zunehmend zum guten
Ton und vorauseilenden Gehor-
sam zu gehören scheint, ist mir
noch in guter Erinnerung.
Warum im „deutschen Stamm-
land” bis heute dieses Hassver-
halten –  Blome lieferte eines
der unzähligen Beispiele – noch
nicht überwunden werden konn-
te, dürfte  hinlänglich bekannt
geworden sien
SIEGFRIED MÜLLER, LEIPZIG

Warum zu Kreuze kriechen?

Petra Paus Wahl 
„blind und apolitisch“?

So glaubt jedenfalls der Welt-Kommentator

Â
Die auf der POST-Seite von
LEIPZIGS NEUE veröffentlichten
Zuschriften sind Lesermeinun-
gen, sie können bei Wahrung
ihres Sinnes gekürzt sein.

Die Redaktion

Unser JA für eine 
antikapitalistische Linke

Vom miteinander
Umgehen ...

„Das Tun des Gerechten in einer
ungerechten Welt. Hoffnung, das
Unmögliche zu versuchen.“ –
Ein schwieriges Thema, zu dem
die Arbeitsgemeinschaft Offene
Kirche Sachsens (AGOK)  nach
Chemnitz eingeladen hatte. Dr.
Michael Ramminger vom Insti-
tut für Theologie und Politik
(Münster) sprach in seinem Vor-
trag über eine „geradezu offen
zur Schau getragenen  Religiö-
sität des Kapitalismus und Neo-
liberalismus“ und darüber, dass
„Kapitalismus nicht Religion
habe, sondern für manchen
schon ist“. Kirchen müssen
noch stärker nachdenken. Ihre
gegenwärtige Strategie ist nach
Rammingers Auffassung „nicht
zukunftsfähig“.
Über die 9. Vollversammlung
der Weltkirchenrates in Porto
Allegre berichtete Christine
Müller (Beauftragte für kirchli-
che Entwicklungsdienste der
Evangelisch-Lutherischen Lan-
deskirche) Sie verwies u. a. auf
das Beispiel der Landlosenbe-
wegung  Brasiliens, als ein Mo-
dell mit sozialistischen Tenden-
zen. „Was ein Teil der Kirchen
als ,globalen Kapitalismus‘ ver-
stehe, interpretierten andere als
,liberale Wirtschaft‘“. Christine
Müller hob Projekte hervor, in
denen Christen mit der IG-
Metall, dem DGB und Attac
zusammenarbeiten.

H. GERATHEWOHL, LEIPZIG
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ment verlängert sich jeweils um ein halbes
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Montag, 24. April, 18 Uhr, Dresden
Buchvorstellung und Diskussion: Die Vereini-
gung von KPD und SPD zur SED. Ein Zeitzeu-
ge berichtet – ein Historiker bewertet. Mit dem
Autor Prof. Dr. Wolfgang Leonhard und Katja Kip-
ping, MdB, Die Linke.PDS. In Zusammenarbeit
mit dem Stadtverband Linkspartei.PDS Dresden 
Rathaus Dresden, Plenarsaal, Dr.-Külz-Ring
Dienstag, 25. April, 18 Uhr, Leipzig
Von der Religionskritik zur Ideologiekritik. Das
Beispiel J. G. Fichte (Teil 2). Mit Dr. Werner
Wittenberger und Dr. Jürgen Stahl, Leipzig
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Harkortstr. 10
Mittwoch, 26. April, 18 Uhr, Chemnitz
Vortrag und Diskussion: Der Zusammenschluss
von KPD und SPD – Historisches und Aktuel-
les. Mit Prof. Dr. Günter Benser, Berlin
Rothaus e. V., Lohstr. 2
Mittwoch, 26. April, 18.30 Uhr, Leipzig
Zwangsvereinigung oder freiwilliger Zusam-
menschluss? (Zum 60. Jahrestag der Gründung
der SED). Mit Dr. Dietmar Pellmann, MdL
Freizeittreff Völkerfreundschaft, Stuttgarter Allee 9
Mittwoch, 26. April, 19 Uhr, Dresden
Im Dschungel ökonomischer Theorien: Neolibe-
ralismus. Mit Dr. Jürgen Leibiger, Dozent für
Volkswirtschaftslehre
„WIR AG“, Martin-Luther-Str. 21
Donnerstag, 27. April, 18 Uhr, Leipzig
Vortrag und Diskussion: Der Zusammenschluss
von KPD und SPD – Ein Fazit mit dem
Abstand von Jahrzehnten. Mit Prof. Dr. Günter
Benser, Berlin
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Harkortstr. 10
Mittwoch, 3. Mai, 18 Uhr, Leipzig
Anmerkungen zu Heinrich Heine: Publizist
und Historiograf. Mit Dr. Prof. Dr. Wolfgang

Geier, Leipzig / Klagenfurt 
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Harkortstr. 10
Mittwoch, 3. Mai, 18 Uhr, Chemnitz
George W. Bush: Vom Irak- zum Irankrieg?
Mit Phil Botland, WASG, Linksruck, Hubert
Gintschel, Linkspartei.PDS und Ibrahim Manaa,
Freunde Palästinas e. V. In Zusammenarbeit mit
WASG, Linkspartei.PDS, Linksruck
Rothaus e. V., Lohstr. 2
Mittwoch, 3. Mai, 19 Uhr, Leipzig
Podiumsdiskussion Berufseinstieg in der End-
losschleife. Wie geht es weiter mit der Genera-
tion Praktikum? Mit Andreas Schackert, stu-
dents at work, Florian Lamp, fairwork e. V.,
Lukasz Gadowski, BJU, Spreadshirt (angefragt),
Dr. Hans-Peter Schmidt, IHK Leipzig, Kai Geh-
ring, MdB, Bündnis 90 / Die Grünen. 
Moderation: Carsten Heckmann. Veranstalter:
Kulturpolitische Gesellschaft e. V., Regionalgrup-
pe Sachsen / Leipzig u. a. mit Unterstützung von
Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen e. V.  
Aula der „Alten Nikolaischule“, Nikolaikirchhof
Donnerstag, 4. Mai, 17.30 Uhr, Leipzig
Südosteuropäische Kulturgeschichte in Reise-
berichten – Studien unde biografische Skizzen
zwischen dem 16. und 20. Jahrhundert. Mit
Prof. Dr. Wolfgang Geier, Leipzig / Klagenfurt. 
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Harkortstr. 10
Freitag, 5. Mai, 16 Uhr, bis Sonntag, 7. Mai,
12.30 Uhr, Dahlen
Werte als Grundlage von Entscheidungen. 13.
Kolloquium des Rohrbacher Kreises. Mit Prof.
Dr. Wolfgang Methling, Prof. Dr. Rudolf Roch-
hausen, Prof. Dr. Werner Deich, Prof. Dr. Kurt
Reiprich, Luise Neuhaus, Dr. med Anneliese
Wirsing, Werner Wolf, Prof. Dr. Roland Opitz,
Heinz Vietze und Prof. Dr. Volker Caysa.
Anmeldung erforderlich ***
Sonnabend, 6. Mai, 17.30 Uhr, Chemnitz
Filmvorführung: Die Befreiung. Veranstaltungs-
programm: Detlef K., Liedermacher – Musik
Rothaus e. V., Lohstr. 2
Hotel Käthe-Kollwitz-Hütte, Dahlen, Holzstraße 
*** Die Veranstaltung wird gemeinsam mit der
Rosa-Luxemburg-Stiftung, Gesellschaftsanalyse
und politische Bildung e. V. durchgeführt.
Die Veranstaltungen sind für jedermann offen.

Die Krötenwanderung hat begonnen.
Auf dem LN-Konto ist noch viel Platz.

Isor e. V. führt Beratungen für
Rentner und angehende Rentner
durch, die Mitarbeiter der be-
waffneten Organe und der Zoll-
verwaltung der DDR waren,
sowie für diejenigen, die nach
der Neufassung des § 6, Abs. 2
und 3 AAÜG neu vom Renten-
strafrecht bedroht sind. 
Die Sprechstunden finden an
jedem vierten Mittwoch des
Monats von 16 bis 17 Uhr im
Stadtteilzentrum Messemagi-
strale, Straße des 18. Oktober
10 a, 04103 Leipzig, statt.

ISOR e. V.

SZM
Stadtteilzentrum Messemagistrale
Leipzig, Straße des 18. Oktober 10a

27. 4., 15 Uhr: Offenes Café, Film-
nachmittag Rund um den Bodensee.
Eintritt: 2 Euro
4. 5., 19 Uhr: Kennst du das Land,
wo die Zitronen blühen? Musik von
Scarlatti bis Verdi mit Roland Fuhr-
mann (Klavier) und Ming Yu (Mez-
zosopran). Eintritt: 5 Euro, mit Leip-
zig-Pass 2,50 Euro

Naturkundemuseum
Leipzig, Lortzingstr. 3

Sonderausstellungen:
Bis 28. 5.: Emil Adolf Roß-
mäßler – Wegbereiter des Natur-
kundemuseums
Bis 18. 6.: Wolpertinger, Elwe-
dritsch und Rasselbock
Veranstaltungen:
4. 5., 14 Uhr: Führung in der
Sonderausstellung Emil Adolf
Roßmäßler – Wegbereiter des
Naturkundemuseums Leipzig
7. 5., 10.30 Uhr: Führung durch
die archäologische Ausstellung

Carl-Schorlemmer-Apotheke
Inhaber:
FSD PhR Friedrich Roßner
Fachapotheker für
Allgemeinpharmazie
Karlsruher Straße 54
04209 Leipzig

Telefon (03 41) 4 22 45 58
Arzneimittel-Information
Arzneimittel-Abgabe

Telefon/Fax (03 41) 4 12 71 91
Büro / Apothekenleiter

VERANSTALTUNGEN

(: 0341-9608531        Fax: 0341-2125877

Perspektiven des Sozialismus am Beispiel
sozialer Bewegungen Lateinamerikas

Vortrag und Diskussion von und mit Bernd Löffler (arranca Erfurt)
am 9. 5., 19 Uhr, 

in den Räumen der Gesellschaft für Frieden und Vökerverstän-
digung, Kochstr. 132

mit Mixgetränken, Musik und Speisen der Region.
Die Veranstaltung wird von cuba si und der KPF durchgeführt.  
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Mann im Rücken

Wie soll man Schülern beibrin-
gen aufzustehen, wenn sie die
Einzigen in der Familie sind, die
morgens noch zeitig aufstehen
müssen.

Margitta Grittens (CDU) 
im Bundestag zur Gewalt

an Schulen
Phoenix-LIVE 5. 4. 2006

Aus den Fehlern anderer zu ler-
nen ist der Schlüssel für Zivilisa-
tion und Kultur.

Hörer in „ Lebenszeit“
DLF 7. 4. 2006

Globalisierte ökonomische Macht
fragt nie nach Arbeitsplätzen,
wenn es um Aktienkurse geht.
Die Politik kann nicht mehr viel
gestalten in einer Welt, die globa-
lisiert nach dem Gewinnmaximie-
rungsprinzip funktioniert, was
diese Welt auf Dauer sozial und
ökologisch ruinieren dürfte.

Friedrich Schorlemmer
im FREITAG 7. 4. 2006

Wir sind von Kopf bis Fuß auf
Fußball eingestellt. Denn der rollt
nur für Geld und sonst gar nicht.

Die Drei von der Zankstelle
MDR-Fernsehkabarett 7. 4.  2006 

Wenn in unsere Sozialsysteme
nur eingewandert wird, dann wer-

den logischerweise auch die
Vitalkräfte dieser Gesellschaft
geschwächt.

Rüdiger Safranski 
Philosophisches Quartett 

ZDF 9.4. 2006

Zum Rücktritt Platzecks:
Auf dem Weg in die erste Reihe
der Politik ist ihm offenbar sein
Körper nicht gefolgt.

ARD-Brennpunkt 10. 4. 2006

Ich habe übrigens das Wort Ner-
venzusammenbruch von einem
Politiker noch nie gehört. Und
das will was heißen, denn ich
beobachte diese Spezies schon
seit 18 Jahren.

Heribert Prantl
Müncher Runde
BR 11. 4. 2006  

Ich habe das Glück, in einem
Beruf tätig zu sein, wo man auch
in meinem Alter nicht so schnell
rausgeschmissen werden kann...

(...es sei denn, durch den Wähler!)   
Renate Schmidt

bis 2005 SPD-Familienminsterin
Hart aber fair

WDR 12. 4. 2006
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Ich saß gemütlich in meinem Stamm-Café.
Plötzlich tauchte Richard Querstrich auf –

ein durchschnittlicher Kunstmaler. Als er
mich sah, stürzte er sich hastig auf den freien
Stuhl neben mir. 
„Ich werde verfolgt“, zitterte seine Stimme.
„Richard“ sagte ich kopfschüttelnd, „ich
habe dich immer vor deinen illegalen
Geschäften gewarnt.“ 
„Nein, nein – nicht die Steuerfahndung ist
hinter mir her.“ 
„Nicht?“
„Ich habe einen Stalker.“ 
„Einen was?“
„Stalker... Der junge Kerl da hinten.“ 
„Der in der dunkelbraunen Wildlederjacke?“ 
„Seit Tagen, ach was sage ich, seit Wochen
verfolgt er mich.“
„Und was will er von Dir?“ 
„Woher soll ich das wissen. Sag bloß, du hast
noch nichts vom Stalking gehört?“ 
„Um ehrlich zu sein, nein.“ 
„Viele berühmte Leute haben Stalker.“
„Ich nicht.“ 
Mit einer Geste äußerster Geringschätzung
sprang Richard auf und verschwand, samt
seinem Schatten. Tagelang zermarterte ich
mir über seinen letzten Satz den Kopf.
Betrübt musste ich feststellen, da mich offen-
sichtlich niemand verfolgte, war ich einfach
nicht berühmt genug. 
Ein paar tage später lief mir Christine Schrei-
er, die erfolgreiche Komponistin, übern Weg.
Sofort zog sie mich in einen dunklen Hau-
seingang und drückte mich an ihren beben-
den Busen.
„Herr Levin, Sie ahnen gar nicht, wie man
mir zusetzt.“ 
„Frau Schreier, sie sind ja völlig außer sich.“ 
„ Und das nicht vor Freude...Ich werde ver-
folgt“, keuchte sie. 
„Von einem Stalker?“

„Schrecklich, nicht war. Seit Wochen rennt
mir dieser Verbrecher hinterher.“ 
„Sie müssen zur Polizei gehen!“ riet ich mei-
ner Künstlerfreundin.
„Pah! Damit sie ihn verhaften.“ 
„Aber ich dachte...“ 
„Sagen Sie bloß ,Sie haben keinen Stalker?“
„Nein.“
„Sie sollten sich schmämen!“ stieß sie mich
angewidert fort.

Mit der Zeit verlor ich sämtliche Freunde
aus der Kunstszene. Selbst nach zwei,

drei Interviews, in denen ich freimütig erklärt
hatte, dass mich mein Fan bisher in Ruhe
gelassen hat, ließen mich die Journalisten fal-
len wie eine heiße Ulknudel.
Unverhoffte Rettung fand ich in einem
Anzeigenblatt. „Wir lösen ihr Stalkingspro-
blem“, las ich und suchte umgehend die
Agentur auf. Mit Tränen in den Augen
berichtete ich dem graumelierten Agentur-
chef mein Problem.
Bereits am nächsten Tag stellte ich fest, dass
mir jemand folgte. Ich spürte bohrende
Blicke im Rücken, wechselte die Straßensei-
te und schaute zurück. Ein junger drahtiger
Bursche duckte sich hinter einem parkenden
Auto. Unverhofft kreuzten sich unsere
Blicke, und von diesem Augenblick an wuss-
te ich, auch ich habe einen Stalker. Mit dieser
Neuigkeit eilte ich in mein Café und traf wie
erwartet Richard.
„Unfassbar“, rief ich. „Richard, auch ich
werde verfolgt.“
„Von wem?“ fragte er.
„Der Typ da hinten.“ 
Richard blinzelte mit gebührendem Respekt
und drehte sich um. Plötzlich wurde er krei-
debleich, „Das ist“, schrie er wie ein Beses-
sener auf, „das ist ja meiner.“ 
Stimmt. Ich erkannte ihn an der dunkelbrau-
nen Wildlederjacke.

Zwei
bekannte
weibliche
Augenpaare...
Wem
gehören
sie?

??
A.)Angelica

Domröse(Paula)
B.)Renate

Krössner(Sunny)

Lösungsspiegel

Der bbesondere KKlick ....

... ein Blick durch den Bauzaun am
Bayrischen Bahnhof. Foto:Gerhard Märker 


